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„Nun ist er halt da …“

Nach der Betriebsratswahl
Von März bis Ende Mai 2022 finden deutschlandweit die turnusmäßigen Betriebsratswahlen statt.  
Während in manchen Betrieben bei der Zusammensetzung des Gremiums alles beim Alten bleibt,  
kann sich in anderen Betrieben durch neue Mitglieder oder andere Mehrheitsverhältnisse einiges ändern  
und Arbeitgeber mit neuen Konstellationen konfrontiert werden. Und in manch einem Betrieb  
wird gar zum ersten Mal ein Betriebsrat gewählt – wenngleich damit nicht bis zu den turnusmäßigen  
Wahlen gewartet werden müsste. Mit dem neuen Betriebsrat ergeben sich regelmäßig typische  
Fragestellungen, denen im Folgenden nachgegangen werden soll. 
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NICHTIGKEIT DER BETRIEBSRATSWAHL

Zunächst stellt sich – nicht nur für den Arbeitgeber – 
die Frage, ob die Wahl überhaupt wirksam ist. War sie 
fehlerhaft, kann sie anfechtbar sein. Bei besonders 
schwerwiegenden Verstößen gegen geltendes Recht 
kommt sogar die Nichtigkeit der Wahl in Betracht. Ist 
das der Fall, so ist der gewählte Betriebsrat zu keinem 
Zeitpunkt rechtswirksam im Amt. Folglich kann er keine 
Betriebsvereinbarungen mit dem Arbeitgeber abschlie-
ßen, muss nicht beteiligt werden, hat keinen Schulungs-
anspruch usw. Nach der Rechtsprechung des BAG muss 
ein so eklatanter Verstoß gegen allgemeine Grundsätze 
jeder ordnungsgemäßen Wahl vorliegen, dass nicht ein-
mal mehr der Anschein einer dem Gesetz entsprechen-
den Wahl besteht. Nur bei einem offensichtlichen und 
besonders groben Verstoß gegen Wahlvorschriften ist 
ein Vertrauensschutz in die Gültigkeit der Wahl zu ver-
sagen (BAG, Beschl. v. 30.6.2021 – 7 ABR 24/20, NZA 
2021, S. 1561). 
So führt bspw. die Verkennung des Betriebsbegriffs regel-
mäßig nicht zur Nichtigkeit der Betriebsratswahl (BAG, 
Beschl. v. 13.3.2013 – 7 ABR 70/11, AuA 3/14, S. 183). 
Ein solch grober Verstoß kann aber angenommen wer-
den, wenn die Betriebsratswahl ohne Wahlvorstand 
erfolgt, wenn während der Amtszeit eines Betriebsrats 
ein weiterer Betriebsrat gewählt wird sowie in vergleich-
baren Konstellationen.

ANFECHTBARKEIT  
DER BETRIEBSRATSWAHL

Eine Betriebsratswahl ist gem. § 19 BetrVG anfechtbar, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahl-
recht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen  
worden ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei 
denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht 
geändert oder beeinflusst werden konnte. Eine Anfech-
tung kommt bspw. in Betracht, wenn 
•	 der Wahlvorstand zu Unrecht Vorschlagslisten zur Wahl 

nicht zugelassen hat, 
•	  aktiv Wahlberechtigte nicht auf die Wählerliste gesetzt 

hat, 
•	 der Wahlvorstand von einer zu großen Arbeitnehmer-

anzahl ausgegangen ist und so ein zu großer Betriebs-
rat gewählt wurde, 

•	  der Betriebsbegriff verkannt wurde, 
•	  die Wahlurne unbeaufsichtigt blieb usw. 

Für die Beurteilung der Wirksamkeit der Betriebsrats-
wahl können die Wahlunterlagen wichtig sein. Der 
Betriebsrat hat diese gem. § 19 Wahlordnung (WO) bis 
zum Ende seiner Amtszeit aufzubewahren. Unter ande-
rem der Arbeitgeber kann vom Betriebsrat Einsicht in 
diese Wahlunterlagen verlangen. Das gilt auch, wenn 
die Frist zur Wahlanfechtung bereits abgelaufen ist (BAG, 
Beschl. v. 27.7.2005 – 7 ABR 54/04, AuA 3/06, S. 175). 
Anders als im Falle der Nichtigkeit einer Betriebsrats-
wahl, die jederzeit und auch inzident geprüft werden 
kann, ist die Wahlanfechtung nur innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahl-
ergebnisses an gerechnet, zulässig. Nach Ablauf dieser 

Frist gilt die Wahl als wirksam. Die Anfechtung der Wahl 
setzt eine Anfechtungsberechtigung voraus, die in § 19 
Abs. 2 Satz 1 BetrVG bestimmt ist auf mindestens drei 
Wahlberechtigte, eine im Betrieb vertretene Gewerk-
schaft oder den Arbeitgeber. Zudem ist eine Wahl-
anfechtung durch die Wahlberechtigten ausgeschlos-
sen, soweit sie darauf gestützt wird, dass die Wähler-
liste unrichtig ist, wenn nicht zuvor aus demselben Grund 
ordnungsgemäß Einspruch gegen die Richtigkeit der 
Wählerliste eingelegt wurde, sofern sie nicht daran gehin-
dert waren. Die Anfechtung durch den Arbeitgeber ist 
wiederum ausgeschlossen, soweit sie darauf gestützt 
wird, dass die Wählerliste unrichtig ist und wenn diese 
Unrichtigkeit auf seinen Angaben beruht.

KONSTITUIERUNG  
DES NEUEN BETRIEBSRATS

Der Wahlvorstand beruft gem. § 29 Abs. 1 Satz 1 BetrVG 
die gewählten Betriebsratsmitglieder zur Wahl des Vor-
sitzenden und seines Stellvertreters ein (konstituierende 
Sitzung). Diese Einladung muss innerhalb einer Woche 
nach dem Wahltag, diesen nicht mitgerechnet, erfolgen . 
Die konstituierende Sitzung selbst muss nicht innerhalb 
dieser Wochenfrist stattfinden. Der Vorsitzende des Wahl-
vorstands leitet gem. § 29 Abs. 1 Satz 1 BetrVG die Sit-
zung, bis der Betriebsrat aus seiner Mitte einen Wahl-
leiter bestellt hat. Damit ist die Tätigkeit des Wahl-
vorstandsvorsitzenden beendet. Leitet der Wahlvorstands-
vorsitzende auch die Wahl des Betriebsratsvorsitzenden , 
ist diese Wahl fehlerhaft und kann arbeitsgerichtlich 
angegriffen werden (BAG, Beschl. v. 28.2.1958 – 
1 ABR 3/57, AP BetrVG § 29 Nr. 1). Der Arbeitgeber muss 
den Betriebsrat nicht beteiligen, anhören etc., solange 
ein Vorsitzender nicht gewählt ist. Er ist auch i. d. R. 
nicht verpflichtet, mitbestimmungspflichtige Entschei-
dungen, z. B. Umstrukturierungen, Kündigungen etc., 
bis zur Konstituierung aufzuschieben. 

Der neu gewählte Betriebsrat ist nach der ständigen 
Rechtsprechung des BAG Funktionsnachfolger des alten 
Betriebsrats (BAG, Beschl. v. 19.12.2018 – 7 ABR 79/16, 
NZA 2019, S. 940). Er tritt folglich in alle Rechtsstreitig-
keiten (BAG, Beschl. v. 8.12.2010 – 7 ABR 69/09, NZA 
2011, S. 362) und Einigungsstellenverfahren ein. Betriebs-
vereinbarungen und Regelungsabreden, die mit dem 
vorangegangenen Betriebsrat abgeschlossen wurden, 
bleiben in Kraft. 

KOSTEN DES WAHLVORSTANDS

Der Arbeitgeber trägt gem. § 20 Abs. 3 BetrVG die erfor-
derlichen Kosten der Betriebsratswahl. Hat der Wahl-
vorstand bspw. ordnungsgemäß einen Rechtsanwalt mit 
der Vertretung in einem erforderlichen arbeitsgericht-
lichen Beschlussverfahren beauftragt, so steht ihm gegen 
den Arbeitgeber ein Anspruch auf Freistellung von die-
sen Kosten zu. Er kann seinen Freistellungsanspruch 
auch an seinen Anwalt zur Geltendmachung als Kosten-
erstattungsanspruch in eigenem Namen abtreten (BAG, 
Beschl. v. 11.11.2009 – 7 ABR 26/08, AuA 5/10, S. 310). 
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Nach Ende der Amtszeit können die ehemaligen Wahl-
vorstandsmitglieder den Freistellungsanspruch im 
Beschlussverfahren (weiter-)verfolgen (BAG, Beschl. v. 
3.12.1987 – 6 ABR 79/85, NZA 1988, S. 440). 

BILDUNG VON AUSSCHÜSSEN 

Betriebsräte mit neun oder mehr Mitgliedern haben nach 
§ 27 BetrVG einen Betriebsausschuss zu bilden. Dieser 
führt die laufenden Geschäfte des Betriebsrats. Die 
Anzahl seiner Mitglieder (mindestens drei) richtet sich 
nach der Größe des Betriebsrats. Betriebsräte kleinerer 
Betriebe, die also weniger als neun Mitglieder haben, 
können die laufenden Geschäfte auf den Vorsitzenden 
des Betriebsrats oder andere Betriebsratsmitglieder über-
tragen, § 27 Abs. 3 BetrVG. 
In Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern ermöglicht  
§ 28 BetrVG die Bildung weiterer Ausschüsse, um die-
sen fachspezifische Aufgaben zu übertragen (z. B. Dienst-
plan-Ausschuss). Die Möglichkeit, solche Ausschüsse 
zu bilden, hat jedoch Grenzen. So sind regelmäßig interne, 
verwaltungsmäßige, organisatorische und ggf. wieder-
kehrende Aufgaben des Betriebsrats, also etwa die Erle-
digung des Schriftverkehrs, Entgegennahme von Anträ-
gen von Arbeitnehmern, die Einholung von Auskünften, 
die Vorbereitung von Betriebsratssitzungen sowie von 
Betriebsversammlungen, gerade keine spezifischen, 
inhaltlich festgelegte Themengebiete. Deshalb kann die 
Bildung eines geschäftsführenden Ausschusses weder 
auf § 27 BetrVG noch auf § 28 BetrVG gestützt werden 
(BAG, Beschl. v. 14.8.2013 – 7 ABR 66/11, NZA 2014, 
S. 161). Ebenso wenig ist der Betriebsrat berechtigt, einen 
Ausschuss für Öffentlichkeits arbeit zu bilden. Die Öffent-
lichkeitsarbeit ist kein fachspezifisches Thema, sondern 
gehört zu den laufenden Geschäften des Betriebsrats, 
für die der Betriebsausschuss zuständig ist (LAG Berlin-
Brandenburg, Beschl. v. 15.2.2018 – 14 TaBV 675/17). 

Es können auch gemeinsame Ausschüsse mit Betriebs-
räten und Arbeitgebervertretern gebildet werden, wie 
sich aus § 28 Abs. 2 Satz 1 BetrVG ergibt. Der Arbeits-
schutzausschuss (ASA) ist allerdings vom Arbeitgeber 
alleine zu errichten. Der Betriebsrat hat keinen Anspruch 
auf Bildung des ASA (BAG, Beschl. v. 15.4.2014 – 
1 ABR 82/12, NZA 2014, S. 1094). In Unternehmen mit 
i. d. R. mehr als 100 ständig beschäftigten Arbeitneh-
mern sieht § 106 BetrVG die Bildung eines Wirtschafts-
ausschusses vor. 

FREISTELLUNGSANSPRUCH  
DER BETRIEBSRATSMITGLIEDER

Das Betriebsratsamt wird als Ehrenamt ausgeübt, § 37 
Abs. 1 BetrVG. Betriebsratsmitglieder erhalten für diese 
Tätigkeit keine Vergütung. Der Arbeitgeber ist jedoch 
zur Fortzahlung der Vergütung während der erforder-
lichen Betriebsratsarbeit verpflichtet. Betriebsratsmitglie-
der sind für die erforderliche Betriebsratsarbeit frei-
gestellt. Eines Freistellungsantrags beim Arbeitgeber 
bedarf es nicht. Zu den erforderlichen Betriebsratstätig-
keiten können z. B. 

•	 Betriebsratssitzungen, 
•	  Sprechstunden für die Arbeitnehmer und 
•	  zulässige Fortbildungen/Schulungen gehören. 

Der Freistellungsanspruch ist nicht auf eine Teilnahme 
an Gremiensitzungen/-aktivitäten beschränkt; es muss 
sich aber um Betriebsratstätigkeiten handeln (z. B. Prü-
fung eines Dienstplanentwurfs).
Der Betriebsrat bzw. das jeweilige Betriebsratsmitglied, 
das während der Arbeitszeit Betriebsratstätigkeiten nach-
gehen muss, ist verpflichtet, den Arbeitgeber im Voraus 
rechtzeitig über Ort, Zeitpunkt und voraussichtliche Dauer 
der Betriebsratstätigkeit zu benachrichtigen. Eine solche  
Verpflichtung besteht lediglich dann nicht, wenn der 
Arbeitgeber keine Dispositionen über die Verteilung der 
nicht erledigten Arbeit treffen muss (BAG, Beschl. v. 
29.6.2011 – 7 ABR 135/09, AuA 12/12, S. 730). Das 
Betriebsratsmitglied muss nicht mitteilen, welcher kon-
kreten Betriebsratstätigkeit es nachgehen will. Dem 
Betriebsrat steht bei der Beurteilung, ob eine Tätigkeit 
erforderlich ist, ein weiter Ermessensspielraum zu.
In größeren Betrieben ab mehr als 200 Arbeitnehmern 
sieht das Gesetz eine vollständige Freistellung mindes-
tens eines Betriebsratsmitglieds für die Betriebsrats arbeit 
vor. Die Zahl der mindestens freizustellenden Betriebs-
ratsmitglieder steigt mit der Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer, § 38 BetrVG. Es ist für den Betriebsrat 
möglich, eine höhere Anzahl dauerhaft freizustellender 
Mitglieder zu verlangen. Er muss aber darlegen und 
beweisen, weshalb dies ausnahmsweise erforderlich ist. 
Die Freistellung kann auf mehrere Betriebsratsmitglie-
der aufgeteilt werden. Der Betriebsrat ist gem. § 38 Abs. 2 
Satz 1 BetrVG verpflichtet, vor der Wahl der freizustel-
lenden Betriebsratsmitglieder mit dem Arbeitgeber zu 
beraten. Führt der Betriebsrat die Wahl der freizustel-
lenden Mitglieder gleichwohl ohne Beratung mit dem 
Arbeitgeber durch, so ist diese Wahl weder nichtig noch 
arbeitsgerichtlich anfechtbar (BAG, Beschl. v. 22.11.2017 
– 7 ABR 26/16, AuA 2/17, S. 120). Der Arbeitgeber hat 
die Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen nach der 
Bekanntgabe des bzw. der gewählten freigestellten Mit-
glieder gem. § 38 Abs. 2 Satz 1 BetrVG die Einigungs-
stelle anzurufen, wenn er die Wahl für sachlich nicht 
vertretbar hält. Bereits aufgrund der hohen Kosten einer 
Einigungsstelle ist deren Anruf jedoch hier eher die Aus-
nahme als die Regel. Die Wahl der freizustellenden 
Betriebsratsmitglieder gem. § 38 Abs. 2 BetrVG kann 
unter entsprechender Anwendung des § 19 BetrVG durch 
ein einzelnes oder mehrere Betriebsratsmitglieder ange-
fochten werden (BAG, Beschl. v. 24.3.2021 – 7 ABR 6/20, 
NZA 2021, S. 1044). 

BETRIEBSRATSRAUM

Wurde erstmals ein Betriebsrat gewählt, wird dieser 
erfahrungsgemäß sehr zeitig vom Arbeitgeber die Über-
lassung eines oder mehrerer Betriebsratsräume verlan-
gen. Das Thema wird sich auch stellen, wenn nun ein 
größerer Betriebsrat gewählt wurde. Der Betriebsrat hat 
Anspruch auf Überlassung von Räumlichkeiten für Sit-
zungen, Sprechstunden und die laufende Geschäftsfüh-
rung in erforderlichem Umfang. Der Arbeitgeber muss 



Arbeitsrecht

24 AuA · 5 / 22

Nach Ende der Amtszeit können die ehemaligen Wahl-
vorstandsmitglieder den Freistellungsanspruch im 
Beschlussverfahren (weiter-)verfolgen (BAG, Beschl. v. 
3.12.1987 – 6 ABR 79/85, NZA 1988, S. 440). 

BILDUNG VON AUSSCHÜSSEN 

Betriebsräte mit neun oder mehr Mitgliedern haben nach 
§ 27 BetrVG einen Betriebsausschuss zu bilden. Dieser 
führt die laufenden Geschäfte des Betriebsrats. Die 
Anzahl seiner Mitglieder (mindestens drei) richtet sich 
nach der Größe des Betriebsrats. Betriebsräte kleinerer 
Betriebe, die also weniger als neun Mitglieder haben, 
können die laufenden Geschäfte auf den Vorsitzenden 
des Betriebsrats oder andere Betriebsratsmitglieder über-
tragen, § 27 Abs. 3 BetrVG. 
In Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern ermöglicht  
§ 28 BetrVG die Bildung weiterer Ausschüsse, um die-
sen fachspezifische Aufgaben zu übertragen (z. B. Dienst-
plan-Ausschuss). Die Möglichkeit, solche Ausschüsse 
zu bilden, hat jedoch Grenzen. So sind regelmäßig interne, 
verwaltungsmäßige, organisatorische und ggf. wieder-
kehrende Aufgaben des Betriebsrats, also etwa die Erle-
digung des Schriftverkehrs, Entgegennahme von Anträ-
gen von Arbeitnehmern, die Einholung von Auskünften, 
die Vorbereitung von Betriebsratssitzungen sowie von 
Betriebsversammlungen, gerade keine spezifischen, 
inhaltlich festgelegte Themengebiete. Deshalb kann die 
Bildung eines geschäftsführenden Ausschusses weder 
auf § 27 BetrVG noch auf § 28 BetrVG gestützt werden 
(BAG, Beschl. v. 14.8.2013 – 7 ABR 66/11, NZA 2014, 
S. 161). Ebenso wenig ist der Betriebsrat berechtigt, einen 
Ausschuss für Öffentlichkeits arbeit zu bilden. Die Öffent-
lichkeitsarbeit ist kein fachspezifisches Thema, sondern 
gehört zu den laufenden Geschäften des Betriebsrats, 
für die der Betriebsausschuss zuständig ist (LAG Berlin-
Brandenburg, Beschl. v. 15.2.2018 – 14 TaBV 675/17). 

Es können auch gemeinsame Ausschüsse mit Betriebs-
räten und Arbeitgebervertretern gebildet werden, wie 
sich aus § 28 Abs. 2 Satz 1 BetrVG ergibt. Der Arbeits-
schutzausschuss (ASA) ist allerdings vom Arbeitgeber 
alleine zu errichten. Der Betriebsrat hat keinen Anspruch 
auf Bildung des ASA (BAG, Beschl. v. 15.4.2014 – 
1 ABR 82/12, NZA 2014, S. 1094). In Unternehmen mit 
i. d. R. mehr als 100 ständig beschäftigten Arbeitneh-
mern sieht § 106 BetrVG die Bildung eines Wirtschafts-
ausschusses vor. 

FREISTELLUNGSANSPRUCH  
DER BETRIEBSRATSMITGLIEDER

Das Betriebsratsamt wird als Ehrenamt ausgeübt, § 37 
Abs. 1 BetrVG. Betriebsratsmitglieder erhalten für diese 
Tätigkeit keine Vergütung. Der Arbeitgeber ist jedoch 
zur Fortzahlung der Vergütung während der erforder-
lichen Betriebsratsarbeit verpflichtet. Betriebsratsmitglie-
der sind für die erforderliche Betriebsratsarbeit frei-
gestellt. Eines Freistellungsantrags beim Arbeitgeber 
bedarf es nicht. Zu den erforderlichen Betriebsratstätig-
keiten können z. B. 

•	Betriebsratssitzungen, 
•	  Sprechstunden für die Arbeitnehmer und 
•	  zulässige Fortbildungen/Schulungen gehören. 

Der Freistellungsanspruch ist nicht auf eine Teilnahme 
an Gremiensitzungen/-aktivitäten beschränkt; es muss 
sich aber um Betriebsratstätigkeiten handeln (z. B. Prü-
fung eines Dienstplanentwurfs).
Der Betriebsrat bzw. das jeweilige Betriebsratsmitglied, 
das während der Arbeitszeit Betriebsratstätigkeiten nach-
gehen muss, ist verpflichtet, den Arbeitgeber im Voraus 
rechtzeitig über Ort, Zeitpunkt und voraussichtliche Dauer 
der Betriebsratstätigkeit zu benachrichtigen. Eine solche  
Verpflichtung besteht lediglich dann nicht, wenn der 
Arbeitgeber keine Dispositionen über die Verteilung der 
nicht erledigten Arbeit treffen muss (BAG, Beschl. v. 
29.6.2011 – 7 ABR 135/09, AuA 12/12, S. 730). Das 
Betriebsratsmitglied muss nicht mitteilen, welcher kon-
kreten Betriebsratstätigkeit es nachgehen will. Dem 
Betriebsrat steht bei der Beurteilung, ob eine Tätigkeit 
erforderlich ist, ein weiter Ermessensspielraum zu.
In größeren Betrieben ab mehr als 200 Arbeitnehmern 
sieht das Gesetz eine vollständige Freistellung mindes-
tens eines Betriebsratsmitglieds für die Betriebsrats arbeit 
vor. Die Zahl der mindestens freizustellenden Betriebs-
ratsmitglieder steigt mit der Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer, § 38 BetrVG. Es ist für den Betriebsrat 
möglich, eine höhere Anzahl dauerhaft freizustellender 
Mitglieder zu verlangen. Er muss aber darlegen und 
beweisen, weshalb dies ausnahmsweise erforderlich ist. 
Die Freistellung kann auf mehrere Betriebsratsmitglie-
der aufgeteilt werden. Der Betriebsrat ist gem. § 38 Abs. 2 
Satz 1 BetrVG verpflichtet, vor der Wahl der freizustel-
lenden Betriebsratsmitglieder mit dem Arbeitgeber zu 
beraten. Führt der Betriebsrat die Wahl der freizustel-
lenden Mitglieder gleichwohl ohne Beratung mit dem 
Arbeitgeber durch, so ist diese Wahl weder nichtig noch 
arbeitsgerichtlich anfechtbar (BAG, Beschl. v. 22.11.2017 
– 7 ABR 26/16, AuA 2/17, S. 120). Der Arbeitgeber hat 
die Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen nach der 
Bekanntgabe des bzw. der gewählten freigestellten Mit-
glieder gem. § 38 Abs. 2 Satz 1 BetrVG die Einigungs-
stelle anzurufen, wenn er die Wahl für sachlich nicht 
vertretbar hält. Bereits aufgrund der hohen Kosten einer 
Einigungsstelle ist deren Anruf jedoch hier eher die Aus-
nahme als die Regel. Die Wahl der freizustellenden 
Betriebsratsmitglieder gem. § 38 Abs. 2 BetrVG kann 
unter entsprechender Anwendung des § 19 BetrVG durch 
ein einzelnes oder mehrere Betriebsratsmitglieder ange-
fochten werden (BAG, Beschl. v. 24.3.2021 – 7 ABR 6/20, 
NZA 2021, S. 1044). 

BETRIEBSRATSRAUM

Wurde erstmals ein Betriebsrat gewählt, wird dieser 
erfahrungsgemäß sehr zeitig vom Arbeitgeber die Über-
lassung eines oder mehrerer Betriebsratsräume verlan-
gen. Das Thema wird sich auch stellen, wenn nun ein 
größerer Betriebsrat gewählt wurde. Der Betriebsrat hat 
Anspruch auf Überlassung von Räumlichkeiten für Sit-
zungen, Sprechstunden und die laufende Geschäftsfüh-
rung in erforderlichem Umfang. Der Arbeitgeber muss 
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ausreichend große, funktionsgerecht ausgestattete und 
der Arbeitsstättenverordnung entsprechende Räume zur 
Verfügung stellen (LAG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 
31.5.2017 – 1 TaBV 48/16). Das bedeutet aber nicht auto-
matisch, dass ein Besprechungsraum für die permanente 
alleinige Nutzung durch den Betriebsrat zur Verfügung 
gestellt werden muss. Für eine wöchentliche Betriebs-
ratssitzung kann oftmals die Mitnutzung eines betrieb-
lichen Konferenzraums genügen. Die Überlassung eines 
kleineren Raumes mit Schreibtisch, PC, Telefon und sons-
tigem erforderlichen Equipment zur alleinigen Nutzung 
sowie die temporäre Mitnutzung eines Besprechungs-
raums kann durchaus ausreichend sein. Bei Betriebsräten  
ab fünf Mitgliedern wird es aber regelmäßig erforder-
lich sein, einen ausreichend großen Raum zur alleinigen 
Nutzung zur Verfügung zu stellen. 

Die vom Betriebsrat zu nutzenden Räumlichkeiten müs-
sen sich grundsätzlich im Betrieb befinden. Der Arbeit-
geber kann aber auch fußläufig vom Betrieb erreichbare 
Räume zur Verfügung stellen, wenn es ihm unmöglich 
ist, interne Räumlichkeiten anzubieten. Das ist häufig 
bei Subunternehmern der Fall, die ausschließlich in Räum-
lichkeiten ihres Auftraggebers arbeiten, ohne dort über 
eigene Räumlichkeiten zu verfügen (LAG Berlin-Bran-
denburg, Beschl. v. 6.10.2015 – 19 TaBV 761/15).

AUSSTATTUNG DES BETRIEBSRATS

Ebenfalls zu den ersten Forderungen eines neu gewähl-
ten Betriebsrats wird die Zurverfügungstellung der für 
die Betriebsratsarbeit erforderlichen Betriebsmittel sein, 
§ 40 Abs. 2 BetrVG. Der Betriebsrat hat Anspruch auf 
die Zurverfügungstellung von Sachmitteln, soweit er dies 
für erforderlich halten darf. Die Prüfung der Erforder-
lichkeit hat der Betriebsrat nicht allein anhand seiner 
subjektiven Bedürfnisse vorzunehmen. Er ist vielmehr 
gehalten, die Interessen der Belegschaft an seiner sach-
gerechten Ausübung des Betriebsratsamtes einerseits 
und die berechtigten Interessen des Arbeitgebers ande-
rerseits gegeneinander abzuwägen (BAG, Beschl. v. 
27.11.2002 – 7 ABR 36/01, NZA 2003, S. 803). Dabei 
sollen für den Betriebsrat die Maßstäbe gelten, die er 
anwenden würde, wenn er selbst bzw. seine Mitglieder 
die Kosten tragen müssten. 
Zur erforderlichen Ausstattung eines Betriebsrats gehört 
regelmäßig (neben den bereits erwähnten Räumlichkeiten):
•	 eine Druck-/Kopiermöglichkeit,
•	  ein verschließbarer Schrank,
•	  ein (oder mehrere) Computer/Laptop mit E-Mail und 

Internetzugang,
•	  ein Telefon (ggf. auch Mobiltelefon),
•	  die Möglichkeiten für Bekanntmachungen („Schwar-

zes Brett“, ggf. Intranet),
•	  aktuelle Ausgaben der Arbeitsgesetze für jedes 

Betriebsratsmitglied,
•	  ein aktueller Kommentar zum BetrVG (bei größeren 

Betriebsräten auch mehrere),
•	  eine (auch gewerkschaftsnahe) betriebsverfassungs-/

arbeitsrechtliche Zeitschrift nach Wahl (zumindest bei 
größeren Betriebsräten).

Für die Kommunikation ist der betriebsübliche Telefon-
anschluss für die Erledigung der Betriebsratsaufgaben 
regelmäßig ausreichend. Ein separater Anschluss ist nicht 
erforderlich, um alleine eine abstrakte Gefahr der Kon-
trolle durch den Arbeitgeber abzuwehren; Entsprechen-
des gilt für den Internetzugang (LAG Niedersachsen, 
Beschl. v. 30.7.2014 – 16 TaBV 92/13). Der Arbeitgeber 
darf den Telefonanschluss des Betriebsrats selbst-
verständlich nicht überwachen, auch nicht durch Auf-
zeichnung der Verkehrsdaten. 

SCHULUNGSANSPRÜCHE

Die dritte Forderung, die erfahrungsgemäß sehr zeitnah 
nach der Betriebsratswahl erhoben wird, ist die Teil-
nahme an Schulungsveranstaltungen. Betriebsratsmit-
glieder haben gegen den Arbeitgeber einen Anspruch 
auf bezahlte Freistellung zur Teilnahme an den für die 
Betriebsratsarbeit erforderlichen Schulungsveranstal-
tungen gem. § 37 Abs. 6 BetrVG. Zudem muss der Arbeit-
geber die Kosten für die erforderlichen Schulungen tra-
gen, § 40 Abs. 1 BetrVG. Grundlagenschulungen sind 
stets erforderlich, zumindest ihr erstmaliger Besuch. 
Grundlagenschulungen sind solche, die Kenntnisse des 
gesamten BetrVG, des allgemeinen Arbeitsrechts und 
der Arbeitssicherheit und Unfallverhütung vermitteln. 
Durch die Vermittlung von Grundwissen soll das Betriebs-
ratsmitglied erst in die Lage versetzt werden, seine sich 
aus der Amtsstellung ergebenden Rechte und Pflichten 
ordnungsgemäß wahrzunehmen (BAG, Beschl. v. 18.1.2012 
– 7 ABR 73/10, AuA 9/12, S. 550). Regelmäßig nicht zum 
Bereich der Grundlagen gehören sozial- und sozialver-
sicherungsrechtliche Themen (BAG, Beschl. v. 4.6.2003 
– 7 ABR 42/02, AuA 12/03, S. 47). Verfügt das Betriebs-
ratsmitglied bereits über die erforderlichen Kenntnisse, 
bedarf es insoweit keiner Schulung. So mag sich ein 
langjähriges Betriebsratsmitglied Kenntnisse über 
bestimmte Themen durch die praktische Arbeit im Gre-
mium angeeignet haben. Handelt es sich nicht um Grund-
lagenschulungen, muss der Betriebsrat prüfen und beur-
teilen, ob eine Teilnahme für einzelne oder alle Betriebs-
ratsmitglieder erforderlich ist. 
Bei Spezialthemen beschränkt sich der Schulungs-
anspruch auf die Betriebsratsmitglieder, die mit der ent-
sprechenden Thematik aufgrund der Aufgabenverteilung  
im Betriebsrat zu tun haben. Zudem wird bei Spezial-
themen ein betrieblicher Bezug gefordert. So kann eine 
Schulung zum Thema Mobbing erforderlich sein, wenn 
es im Betrieb Mobbingvorwürfe gibt. Der Betriebsrat 
muss dann eine betriebliche Konfliktlage darlegen, aus 
der sich für ihn ein Handlungsbedarf zur Wahrnehmung 
einer gesetzlichen Aufgabenstellung ergibt und zu deren 
Erledigung er das auf der Schulung vermittelte Wissen 
benötigt (BAG, Beschl. v. 15.1.1997 – 7 ABR 14/96, NZA 
1997, S. 781). 

Der Betriebsrat kann es regelmäßig nicht für erforder-
lich halten, zu Spezialschulungen alle oder eine große 
Zahl der Betriebsratsmitglieder zu entsenden. Die Teil-
nahme einer stellvertretenden Schriftführerin des 
Betriebsrats an einer Schulungsveranstaltung zum Thema 
„Protokollführung mithilfe der Textverarbeitung” kann 
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für die Arbeit des Betriebsrats bspw. erforderlich sein 
(LAG Düsseldorf, Beschl. v. 6.2.2009 – 9 TaBV 329/08, 
NZA-RR 2009, S. 306). Der Erwerb von Rhetorikkennt-
nissen, die eine Schulungsveranstaltung vermitteln soll, 
kann für den Betriebsratsvorsitzenden oder den Vorsit-
zenden eines Ausschusses erforderlich sein, wenn gerade 
das zu der Schulung entsandte Betriebsratsmitglied die 
dort vermittelten Kenntnisse nach den Verhältnissen im 
Betrieb und im Betriebsrat braucht, damit der Betriebs-
rat seine gesetzlichen Aufgaben sach- und fachgerecht 
erfüllen kann (BAG, Beschl. v. 12.1.2011 – 7 ABR 94/09, 
NZA 2011, S. 813). Der Betriebsrat muss bei Festlegung 
der zeitlichen Lage der Teilnahme an Schulungen auf 
betriebliche Erfordernisse Rücksicht nehmen und die 
Teilnahme dem Arbeitgeber rechtzeitig bekannt geben.
Zu den vom Arbeitgeber zu tragenden Kosten für die 
Schulungsteilnahme gehören auch die Reise-, Unter-
bringungs- und Verpflegungskosten – soweit sie not-
wendig sind (BAG, Beschl. v. 27.5.2015 – 7 ABR 26/13, 
NZA 2015, S. 1141). Der Betriebsrat ist verpflichtet zu 
prüfen, ob die erforderlichen Schulungen ortsnah oder 
ggf. als Onlineseminar angeboten werden. Ist dies nicht 
der Fall, kommt auch die Teilnahme an einer Schulung 
in einer anderen Stadt in Betracht. Zusätzliche Aufwen-
dungen für Getränke, Rauchwaren usw. gehören zu den 
Kosten der persönlichen Lebensführung und sind des-
halb nicht durch den Arbeitgeber zu tragen (BAG, Beschl. 
v. 15.6.1976 – 1 ABR 81/74, AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 12).

Jedes Betriebsratsmitglied hat unabhängig vom Schu-
lungsanspruch nach § 37 Abs. 6 BetrVG Anspruch auf 
bezahlte Freistellung für insgesamt drei Wochen zur Teil-
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die 
als geeignet anerkannt sind, § 37 Abs. 7 BetrVG. Bei 
Neumitgliedern beträgt der Anspruch vier Wochen. 
Anders als bei den vorgenannten Schulungen nach § 37 
Abs. 6 BetrVG muss der Arbeitgeber bei Schulungen, 
die das Betriebsratsmitglied gestützt auf § 37 Abs. 7 
BetrVG besucht, nicht die Schulungskosten tragen (BAG, 
Beschl. v. 6.11.1973 – 1 ABR 26/73, AP BetrVG 1972 
§ 37 Nr. 6). 
Noch nicht nachgerückte Ersatzmitglieder haben kei-
nen Schulungsanspruch (BAG, Beschl. v. 14.12.1994 – 
7 ABR 31/94, NZA 1995, S. 593). Auch Ersatzmitglieder, 
die nur zeitweilig nachrücken, haben i. d. R. keinen Schu-
lungsanspruch. Vielmehr darf der Betriebsrat die Schu-
lung von Ersatzmitgliedern nur unter besonderen Umstän-
den für erforderlich halten (BAG, Beschl. v. 19.9.2001 
– 7 ABR 32/00, DB 2002, S. 51).

UMGANG MIT DEM ERSTMALS 
GEWÄHLTEN BETRIEBSRAT

In Betrieben, in denen erstmals ein Betriebsrat gewählt 
wurde, besteht aber häufig nicht nur Unsicherheit hin-
sichtlich der Ansprüche, die der Betriebsrat hat. Viel-
mehr treibt Unternehmensleiter insbesondere in inha-
bergeführten Betrieben oder Familienunternehmen zum 
einen die Frage um, weshalb die Belegschaft überhaupt 
einen Betriebsrat gewählt hat. Nicht selten wird dies als 
Vertrauensbruch gewertet. Zum anderen stellt sich die 

Frage, wie mit dem gewählten Gremium umgegangen 
werden soll.
Arbeitnehmer müssen nicht begründen, weshalb sie 
einen Betriebsrat wählen. Gleichwohl sollte heraus-
gefunden werden, weshalb die Wahl erfolgt, wenn jahre-
lang keine derartigen Ambitionen in der Belegschaft 
bestanden. Denn manchmal schwelt ein unkommuni-
zierter Konflikt, der letztlich zur Betriebsratswahl geführt 
hat. Dieser wird regelmäßig trotz Betriebsratswahl fort-
bestehen und muss gelöst werden. Denkbar ist, dass 
ein neuer Vorgesetzter einen Führungsstil lebt, der mit 
dem bisherigen (familiären) Betriebsklima nicht zusam-
menpasst. Oder die Unternehmensleitung hat Führungs-
entscheidungen getroffen, die zu Unmut in der Beleg-
schaft führen. Es kann auch ein Konflikt der Generatio-
nen (Nachwuchs wird nicht gefördert oder wird nicht 
eingebunden oder wertgeschätzt) oder der Geschlechter  
sein (Stichwort „gläserne Decke“, vgl. hierzu AuA 4/22, 
S. 32). 
Unabhängig davon sollte der Grundsatz der vertrauens-
vollen Zusammenarbeit von Anfang an beherzigt wer-
den. Es ist zudem sehr wichtig, dass die Geschäftsfüh-
rung, aber auch die anderen Führungskräfte über die 
Rechte des Betriebsrats und deren Grenzen Bescheid 
wissen. Hier bieten sich Inhouse-Schulungen für die Füh-
rungskräfte an. Das ist wichtig, weil sich der Betriebsrat  
i. d. R. – wie bereits dargestellt – recht schnell extern 
schulen lässt bzw. sich zur Lösung etwaiger Konflikte 
externe Unterstützung holen wird. Diese externen Ein-
flüsse kommen regelmäßig durch die Gewerkschaft oder 
durch auf die Vertretung von Betriebsräten spezialisierte 
Rechtsanwälte. Beide Akteure haben – anders als die 
Mitarbeiter – keine Bindung zum Betrieb. Jahrzehnte 
gelebter Betriebskultur können so schnell zerstört 
werden . 

Auch empfiehlt es sich, den Betriebsrat gleich voll ein-
zubinden, (erforderliche) Schulungen zu gewähren oder 
gar proaktiv anzuregen und die notwendigen Mittel 
bereitzustellen. Der Arbeitgeber sollte zeitnah selbst 
Betriebsvereinbarungsentwürfe vorlegen (also z. B. zur 
Dienstplanung, für Überstunden, zur Urlaubsplanung, 
für Betriebsferien etc.) und nicht warten, bis der Betriebs-
rat damit kommt. Denn der Betriebsrat wird spätestens 
nach den ersten Schulungen die Themen benennen. Im 
Konfliktfall mit dem Betriebsrat sollte rechtzeitig bspw. 
an eine Mediation oder ein Güterichterverfahren beim 
lokalen Arbeitsgericht gedacht werden.

FAZIT

Generell gilt, dass es für die Geschäftsleitung wichtig 
ist, die Rechte des Betriebsrats, aber auch deren Gren-
zen zu kennen. Andererseits sollte bei jeder Streitfrage 
überlegt werden, ob sich eine gerichtliche Auseinander-
setzung lohnt oder arbeitgeberseitig Kulanz gezeigt wird. 
Nicht selten provozieren arbeitsgerichtliche Auseinan-
dersetzungen Streit an anderer Stelle („Bekommen wir 
nicht unsere Schulung, lehnen wir künftig Überstunden 
ab.“). Hier ist Fingerspitzengefühl gefragt. Arbeitgeber 
sollten geeignete Ansprechpartner für den Betriebsrat 
benennen. Bereits das erspart oftmals Konflikte. 
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für die Arbeit des Betriebsrats bspw. erforderlich sein 
(LAG Düsseldorf, Beschl. v. 6.2.2009 – 9 TaBV 329/08, 
NZA-RR 2009, S. 306). Der Erwerb von Rhetorikkennt-
nissen, die eine Schulungsveranstaltung vermitteln soll, 
kann für den Betriebsratsvorsitzenden oder den Vorsit-
zenden eines Ausschusses erforderlich sein, wenn gerade 
das zu der Schulung entsandte Betriebsratsmitglied die 
dort vermittelten Kenntnisse nach den Verhältnissen im 
Betrieb und im Betriebsrat braucht, damit der Betriebs-
rat seine gesetzlichen Aufgaben sach- und fachgerecht 
erfüllen kann (BAG, Beschl. v. 12.1.2011 – 7 ABR 94/09, 
NZA 2011, S. 813). Der Betriebsrat muss bei Festlegung 
der zeitlichen Lage der Teilnahme an Schulungen auf 
betriebliche Erfordernisse Rücksicht nehmen und die 
Teilnahme dem Arbeitgeber rechtzeitig bekannt geben.
Zu den vom Arbeitgeber zu tragenden Kosten für die 
Schulungsteilnahme gehören auch die Reise-, Unter-
bringungs- und Verpflegungskosten – soweit sie not-
wendig sind (BAG, Beschl. v. 27.5.2015 – 7 ABR 26/13, 
NZA 2015, S. 1141). Der Betriebsrat ist verpflichtet zu 
prüfen, ob die erforderlichen Schulungen ortsnah oder 
ggf. als Onlineseminar angeboten werden. Ist dies nicht 
der Fall, kommt auch die Teilnahme an einer Schulung 
in einer anderen Stadt in Betracht. Zusätzliche Aufwen-
dungen für Getränke, Rauchwaren usw. gehören zu den 
Kosten der persönlichen Lebensführung und sind des-
halb nicht durch den Arbeitgeber zu tragen (BAG, Beschl. 
v. 15.6.1976 – 1 ABR 81/74, AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 12).

Jedes Betriebsratsmitglied hat unabhängig vom Schu-
lungsanspruch nach § 37 Abs. 6 BetrVG Anspruch auf 
bezahlte Freistellung für insgesamt drei Wochen zur Teil-
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die 
als geeignet anerkannt sind, § 37 Abs. 7 BetrVG. Bei 
Neumitgliedern beträgt der Anspruch vier Wochen. 
Anders als bei den vorgenannten Schulungen nach § 37 
Abs. 6 BetrVG muss der Arbeitgeber bei Schulungen, 
die das Betriebsratsmitglied gestützt auf § 37 Abs. 7 
BetrVG besucht, nicht die Schulungskosten tragen (BAG, 
Beschl. v. 6.11.1973 – 1 ABR 26/73, AP BetrVG 1972 
§ 37 Nr. 6). 
Noch nicht nachgerückte Ersatzmitglieder haben kei-
nen Schulungsanspruch (BAG, Beschl. v. 14.12.1994 – 
7 ABR 31/94, NZA 1995, S. 593). Auch Ersatzmitglieder, 
die nur zeitweilig nachrücken, haben i. d. R. keinen Schu-
lungsanspruch. Vielmehr darf der Betriebsrat die Schu-
lung von Ersatzmitgliedern nur unter besonderen Umstän-
den für erforderlich halten (BAG, Beschl. v. 19.9.2001 
– 7 ABR 32/00, DB 2002, S. 51).

UMGANG MIT DEM ERSTMALS 
GEWÄHLTEN BETRIEBSRAT

In Betrieben, in denen erstmals ein Betriebsrat gewählt 
wurde, besteht aber häufig nicht nur Unsicherheit hin-
sichtlich der Ansprüche, die der Betriebsrat hat. Viel-
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FAZIT
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Kurz vor dem Ende der Amtszeit?

Schulungsanspruch  
des Betriebsrats 
Nach § 37 Abs. 6 i. V. m. Abs. 2 BetrVG steht dem Betriebsrat das Recht zu, Betriebsratsmitglieder  
zu Schulungs- und Bildungsveranstaltungen zu entsenden, soweit dort Kenntnisse vermittelt werden,  
die für die Arbeit des Betriebsrats erforderlich sind. Mit dieser gesetzlichen Regelung sollen dem Gremium  
die Kenntnisse verschafft werden, die ihm die sachgerechte Wahrnehmung seiner Rechte und Pflichten 
ermöglichen (BAG, Beschl. v. 19.9.2001 – 7 ABR 32/00). Der Anspruch auf die Entsendung von Betriebsrats-
mitgliedern zu Schulungsveranstaltungen dient folglich der Herstellung und Erhaltung der Arbeitsfähigkeit  
des Betriebsratsgremiums. In der anwaltlichen Beratungspraxis stellt sich auf Mandantenseite oftmals  
die Frage, was unter dem Begriff der Erforderlichkeit des § 37 Abs. 6 BetrVG tatsächlich zu verstehen ist  
und wann ein Schulungsanspruch des Betriebsrats in der Praxis auch durchsetzbar ist. 

Arbeitsrecht

RECHTLICHE EINORDNUNG

Während die Beantwortung der eingangs aufgeworfenen  
Fragen grundsätzlich einen vertieften Blick in die Syste-
matik des § 37 Abs. 6 BetrVG und Verständnis prozes-
sualer Fragen des Beschlussverfahrens voraussetzt, 
kommt erschwerend die zeitliche Komponente zur Ein-
ordnung der Erforderlichkeit hinzu. Nach § 13 Abs. 1 
BetrVG finden nämlich in diesem Jahr in der Zeit vom 
1. März bis zum 31. Mai die regelmäßigen, turnusmäßigen  
Betriebsratswahlen statt. Die regelmäßige Amtszeit des 

Betriebsrats beträgt vier Jahre gem. § 21 BetrVG. Das 
jeweilige tatsächliche Ende der Amtszeit des Betriebs-
rats richtet sich nicht, wie oftmals fehlerhaft angenom-
men, nach dem Abhalten der konstituierenden Sitzung 
des Betriebsrats, sondern nach der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses oder – bei Bestehen eines Betriebs-
rats zu diesem Zeitpunkt – dem Ablauf von dessen Amts-
zeit. Beschließt der Betriebsrat also noch in diesem Jahr, 
bestimmte Betriebsratsmitglieder auf eine Schulungs-
veranstaltung zu entsenden, ist zu klären, ob der Zeit-
punkt der Geltendmachung eines Schulungsanspruchs 
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ebenso Einfluss auf die Beantwortung der Erforderlich-
keit der Schulung hat.
Ziel dieses Beitrags ist es zunächst, einen vertiefenden 
Einblick in die Systematik des § 37 Abs. 6 BetrVG unter 
besonderer Berücksichtigung der zeitlichen Begrenzung 
der Amtszeit zu geben, um dann anschließend zwischen 
Grundlagenschulungen und solchen Schulungen zu dif-
ferenzieren, die spezielles Wissen außerhalb der Grund-
lagen vermitteln. Es soll dem Leser anschließend klar sein, 
dass die zeitliche Komponente bei Entsende beschlüssen 
des Betriebsrats gerade zum Ende der Amtszeit ein enor-
mes Gewicht hat, ungeachtet dessen, dass in der betrieb-
lichen Praxis dieser Umstand meist unbekannt bleibt. 
Ein weiteres Themenfeld, das meist mit der Geltend-
machung von Schulungsansprüchen einhergeht, ist die 
rechtliche Einordnung der Kostentragung des Arbeit-
gebers und der damit verbundenen Reise- und Verpfle-
gungskosten. Hier soll ein Ausblick für die rechtssichere 
Handhabung dieser Kosten geteilt werden.

EINFÜHRUNG IN DIE GRUNDLAGEN 

Der Schulungsanspruch nach § 37 Abs. 6 BetrVG besteht 
für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die 
Arbeit des Betriebsrats erforderlich sind. Bei der Prüfung  
der Erforderlichkeit hat der Betriebsrat sein Ermessen 
dahingehend auszuüben, dass er die betriebliche Situa-
tion und damit die mit dem Besuch der Schulungs-
veranstaltung verbundenen finanziellen Belastungen des 
Arbeitgebers zu berücksichtigen hat. So scheitert regel-
mäßig die Erforderlichkeit der Teilnahme an einer Schu-
lung, wenn sich der Betriebsrat vergleichbare Kennt-
nisse zumutbar und kostengünstiger auf andere Weise 
verschaffen kann (BAG, Beschl. v. 25.6.2014 – 7 ABR 70/12). 
Das ist nicht zwingend damit gleichbedeutend, dass der 
Betriebsrat gehalten ist, anhand einer umfassenden 

Marktanalyse den günstigsten Anbieter zu ermitteln und 
ohne Rücksicht auf andere Erwägungen auszuwählen 
(BAG, Beschl. v. 19.3.2008 – 7 ABR 2/07). Er ist zudem 
nicht verpflichtet, die kostengünstigste Schulungs-
veranstaltung auszuwählen, wenn er eine andere Schu-
lung für qualitativ besser hält (BAG, Beschl. v. 25.6.2014 
– 7 ABR 70/12). Der Betriebsrat trägt diesbezüglich jedoch 
die Darlegungs- und Beweislast.

Durch das Inkrafttreten des Betriebsrätemodernisierungs-
gesetzes (BetrModG) am 18.6.2021 haben sich die Anfor-
derungen an die Betriebsratstätigkeit geändert. Kurz 
vor Ende der Amtszeit der Betriebsräte kam es also zu 
gesetzlichen Änderungen. In aller Regel werden Betriebs-
räte Schulungsbedarf betreffend der gesetzlichen Neue-
rungen haben und durchsetzen wollen. Es liegt somit 
nahe, sich berechtigterweise die Frage zu stellen, ob der 
Betriebsrat zum Ende seiner Amtszeit weiterhin den „glei-
chen“ Schulungsanspruch im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung von Betriebsratsschulungen nach § 37 
Abs. 6 BetrVG hat, wie dies regelmäßig der Fall ist. 
Soll eine Betriebsratsschulung erst bzw. noch kurz vor 
Ende der Amtszeit des Betriebsrats besucht werden, ist 
eine Modifizierung der üblichen Grundsätze zum Schu-
lungsanspruch notwendig. Die sonst geltenden Grund-
sätze zur Erforderlichkeit des Schulungsanspruchs sind 
in diesem Fall einzuschränken. 

ERFORDERLICHKEIT  
DER GRUNDLAGENSCHULUNGEN

Die Vermittlung der Grundkenntnisse des Betriebsverfas-
sungsrechts als der gesetzlichen Grundlage für die Tätig-
keit des Betriebsrats rechtfertigt die Teilnahme an einer 
Schulung nach § 7 Abs. 6 BetrVG, soweit eine Kenntnis 
aufgrund allgemeiner Umstände oder der besonderen 
Situation des Betriebsrats nicht erwartet werden kann. 

© Tierney/stock.adobe.com
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Keiner näheren Darlegung der Erforderlichkeit bedarf 
weiterhin die Vermittlung von Grundkenntnissen des 
Arbeitsrechts, sofern ein Betriebsratsmitglied über der-
artige persönliche Grundkenntnisse nicht verfügt. Zwi-
schen dem allgemeinen Arbeitsrecht und dem Betriebs-
verfassungsrecht als der gesetzlichen Grundlage für die 
Tätigkeit des Betriebsrats bestehen thematisch Synergien, 
sodass eine ordnungsgemäße Ausübung der Beteiligungs-
rechte nur erfolgen kann, wenn das zur Mitentscheidung
aufgerufene Betriebsratsmitglied Grundkenntnisse über 
•	 den Abschluss und Inhalt von Arbeitsverträgen unter 

Beachtung der geltenden Tarifverträge, 
•	 die wechselseitigen Rechte und Pflichten des Arbeit-

nehmers und des Arbeitgebers während des Arbeits-
verhältnisses sowie 

•	 die Beendigungsmöglichkeit hat. 
Macht ein Betriebsratsmitglied, welches schon längere 
Zeit im Amt ist, einen solchen Schulungsanspruch im 
Arbeitsrecht geltend, ist die Erforderlichkeit näher dar-
zulegen und zu begründen (LAG Schleswig-Holstein, 
Beschl. v. 15.5.2007 – 5 TaBV 5/07).  

Soll die Betriebsratsschulung nicht erst kurz vor Ende 
der Amtszeit erfolgen, bedarf diese – sofern sie Grund-
kenntnisse vermittelt – im Regelfall keiner näheren Dar-
legung anlässlich der Erforderlichkeit durch den Betriebs-
rat (BAG, Beschl. v. 7.6.1989 – 7 ABR26/88). Gleichwohl
ist dieser Grundsatz nicht auf den Fall der Grundlagen-
schulung kurz vor Ende der Amtszeit anzuwenden. 
Nach früherer Rechtsprechung des BAG musste der 
Betriebsrat darlegen, warum das entsendete Betriebs-
ratsmitglied einer Teilnahme an der konkreten Schulung 
bedurfte. Dabei musste der Betriebsrat in seiner Argu-
mentation die bisherige praktische Betriebsratsarbeit 
und die bereits erworbenen Kenntnisse durch vorherige 
Schulungen des betreffenden Betriebsratsmitglieds 
berücksichtigen. Das bedeutete, dass der Betriebsrat 
auf die im Themenplan bzw. Themenkatalog benann-
ten Punkte eingehen und diese auf die konkrete Situa-
tion im Betrieb beziehen musste. Zudem musste sich 
aus der Argumentation des Betriebsrats ergeben, dass 
das Betriebsratsmitglied die Vermittlung der im Themen-
plan behandelten Punkte wegen der konkreten Situation
des Betriebs, gleichwohl der kurzen Restamtszeit, noch 
benötigt (vgl. BAG, Beschl. v. 7.6.1989 – 7 ABR 26/88). 

Diese Rechtsprechung hat das BAG, zumindest im Hin-
blick auf die sog. Grundlagenseminare, aktualisiert. Zu 
diesen Grundschulungen zählen Schulungsveranstal-
tungen, bei denen Grundkenntnisse im Betriebsverfas-
sungsrecht, im allgemeinen Arbeitsrecht oder im Bereich 
der Arbeitssicherheit und Unfallverhütung vermittelt 
werden. Dann entfällt der Schulungsanspruch nur, wenn 
der Betriebsrat zum Zeitpunkt seiner Beschlussfassung 
absehen kann, dass das zu schulende Mitglied bis zum 
Ablauf der Amtszeit die in der Schulungsveranstaltung 
vermittelten Kenntnisse nicht mehr einsetzen kann. 
Anlässlich der Frage, ob das Betriebsratsmitglied die 
vermittelten Kenntnisse noch benötigen wird, ist dem 
Betriebsrat jedoch ein gewisser Beurteilungsspielraum 
einzuräumen (BAG, Urt. v. 7.5.2008 – 7 AZR 90/07).

Anders als zu Beginn oder mitten in der Amtszeit kann 
die konkrete Betriebssituation gegen Ende der Amts-
zeit ergeben, dass gewisse Betriebsratsmitglieder zumin-
dest Teile des durch Schulungen vermittelten Wissens 
nicht mehr einsetzen werden können. Mithin ist die Schu-
lung in solchen Fällen auch nicht erforderlich. Somit wird 
der Betriebsrats gegen Ende der Amtsperiode nicht den 
gleichen Beurteilungsspielraum anwenden können wie 
zu Beginn seiner Amtszeit. Diesen Umstand hat das BAG 
jedoch erkannt und insoweit Rechnung getragen, als 
dass es ebenfalls auf die Frage eingeht, wie Fälle zu 
bewerten sind, in denen der Betriebsrat seine zukünftig
noch anfallenden Aufgaben nicht absehen kann. Ist es 
dem Betriebsrat nicht möglich, eine entsprechende Beur-
teilung zu treffen, kann er die Teilnahme eines erstmalig
in den Betriebsrat gewählten Betriebsratsmitglieds als 
erforderlich i. S. d. § 37 Abs. 6 BetrVG ansehen. Hierbei 
sind jedoch Missbrauchsfälle ausgenommen. Zudem 
beschränkt sich das BAG dem Wortlaut nach eindeutig 
auf erstmalig in den Betriebsrat gewählte Mitglieder. 

GRUNDLAGENSEMINAR

Abzugrenzen ist die Frage nach dem Schulungsanspruch 
zum Ende der Amtszeit vom allgemeinen Ausschluss des 
Schulungsanspruchs bei Grundlagenseminaren. Nach 
der Rechtsprechung des BAG ist die Vermittlung von 
Grundwissen für eine ordnungsgemäße Betriebsrats-
arbeit nicht mehr erforderlich, wenn das zu schulende 
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das zuvor erworbene Betriebsratswissen somit nicht 
mehr ausreicht, um die Rechte und Pflichten des Betriebs-
rats ordnungsgemäß wahrzunehmen.  

ERFORDERLICHKEIT  
VON SPEZIAL SEMINAREN

Die Erforderlichkeit i. S.d. §37 Abs.6 BetrVG ist bei Schu-
lungsveranstaltungen, die Spezialkenntnisse vermitteln 
sollen, nur dann anzunehmen, wenn der Betriebsrat sie 
unter Berücksichtigung der konkreten betrieblichen Situa-
tion benötigt, um seine derzeitigen oder demnächst 
anfallenden Aufgaben sachgerecht wahrnehmen zu 
können. So sind Schulungen zu Themen, bei denen eine 
Kompetenz des Betriebsrats fehlt, nicht per se als not-
wendig anzusehen, denn Kenntnisse, die für die 
Betriebsratsarbeit nur verwertbar und nützlich sind, erfül-
len diese Voraussetzungen nicht (BAG, Beschl. v. 
14.9.1994 – 7 ABR 27/94). 
Im Zusammenhang von Schulungen, die dem Betriebs-
ratsmitglied Spezialwissen vermitteln sollen, hat das BAG 
jedoch – anders als bei den Grundlagenseminaren – an 
der bestehenden Rechtsprechung festgehalten. Hier gilt 
weiterhin der Grundsatz, dass die Vermittlung von Kennt-
nissen für die Betriebsratsarbeit erforderlich i. S. d. § 37 
Abs. 6 BetrVG ist, wenn diese Kenntnisse unter Berück-
sichtigung der konkreten Situation im Betrieb und im 

Betriebsrat benötigt werden, damit die Betriebsrats-
mitglieder ihre derzeitigen oder demnächst anfallenden 
gesetzlichen Aufgaben wahrnehmen können. Hierbei 
muss ein aktueller, betriebsbezogener Anlass für die 
Annahme bestehen, dass die auf der Schulungsveranstal-
tung zu erwerbenden Kenntnisse derzeit oder in naher 
Zukunft von dem zu schulenden Betriebsratsmitglied 
benötigt werden, damit der Betriebsrat seine Beteiligungs-
rechte sach- und fachgerecht ausüben kann (BAG, Urt. 
v. 7.5.2008 – 7 AZR 90/07).

Eine Ausnahmeregelung für den Fall, dass der Betriebsrat
derzeit nicht beurteilen kann, ob das Betriebsratsmitglied
die vermittelten Kenntnisse noch während der Amtszeit 
einsetzen wird, hat das BAG für Spezialseminare bzw. 
Nicht-Grundlagenseminare nicht getroffen. Daraus ergibt 
sich, dass die entsprechende Schulung im Zweifel nicht 
erforderlich ist und ein Schulungsanspruch somit nicht 
besteht, dementsprechend abgelehnt werden kann. Für 
die Praxis bedeutet dies, dass der Betriebsrat stehts dar-
legen muss, dass ein betriebsbezogener Anlass für das 
Spezialseminar bzw. das Nicht-Grundlagenseminar 
besteht. Gleichzeitig kann es für Arbeitgeber empfehlens-
wert sein, das Bestehen oder Nichtbestehen des Schu-
lungsanspruchs bei Spezialseminaren zunächst feststel-
len zu lassen.
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Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass nach bisheriger  
Rechtsprechung nicht erforderlich ist, dass der Betriebs-
rat bzw. das Betriebsratsmitglied sich abschließend mit 
dem betriebsbezogenen Anlass bzw. der konkreten Situa-
tion im Betrieb auseinandersetzt. Vielmehr ist es aus-
reichend, dass eine Auseinandersetzung diesbezüglich 
derzeit oder in naher Zukunft anfällt. Nicht erforderlich 
wäre die Schulungsmaßnahme gleichwohl, wenn der 
betriebsbezogene Anlass voraussichtlich erst nach der 
Amtszeit anfallen wird. 

PROZESSUALE DURCHSETZUNG  
GEGEN ENDE DER AMTSZEIT

1. Verfügungsgrund
Nicht nur die Frage nach der Erforderlichkeit gilt es zu 
beantworten, sondern auch die Frage, inwieweit der 
Betriebsrat einen möglicherweise bestehenden Schu-
lungsanspruch gegen Ende der Amtszeit prozessual gel-
tend machen kann. Denkbar sind Konstellationen, in 
denen der Betriebsrat zunächst ein Hauptsacheverfah-
ren anlässlich des Schulungsanspruchs durchführen muss, 
das erst nach Ende der Amtszeit abgeschlossen ist. Dem 
Betriebsrat bzw. dem betroffenen Betriebsratsmitglied 
würde sein Schulungsanspruch demnach erst zugespro-
chen werden, wenn dieses nicht mehr im Amt ist. Könnte 
jedoch, allein aus diesem Grund, der Betriebsrat bzw. 
das Betriebsratsmitglied seinen Schulungsanspruch stets 
im einstweiligen Rechtsschutz durchsetzen, würde das 
Hauptsacheverfahren regelmäßig unterlaufen werden 
(vgl. ausführlich zu den Möglichkeiten gegen den Wahl-
vorstand: Grambow, AuA 2/22, S. 22 ff.). Schließlich 
könnte die Erforderlichkeit im Hauptsacheverfahren auch 
abgelehnt werden. Mithin würde zwar der effektive 
Rechtsschutz des Betriebsrats i. S. d. Art. 19 Abs. 4 GG 
gestärkt werden, jedoch gleichlaufend der vom Arbeit-
geber geschwächt werden. Allein die Möglichkeit, dass 
der Betriebsrat einen möglicherweise bestehenden Schu-
lungsanspruch ohne den einstweiligen Rechtsschutz ver-
lieren könnte, kann nicht ausreichen, dass dem Betriebs-
rat ein ebensolcher Schulungsanspruch im einstweiligen  
Rechtsschutz gewährt wird. Kann der Betriebsrat, sofern 
er das Hauptsacheverfahren abwarten muss, seinen Schu-
lungsanspruch nicht mehr verwirklichen, ist hierin somit 
noch kein Verfügungsgrund zu sehen. Die bloße Gefahr 
des Untergangs des Anspruchs auf Schulung kann näm-
lich nur dann als Verfügungsgrund ausreichen, wenn 
der Anspruch ohne Zweifel besteht (LAG Düsseldorf, 
Beschl. v. 5.12.2017 – 4 TaBVGa 7/17). Ebenso liegt kein 
Verfügungsgrund vor, wenn eine Schulung zum gleichen 
Inhalt, zumindest zeitnah, besucht werden kann. 

Ein Verfügungsgrund liegt auch nicht vor, wenn die alter-
native Veranstaltung von einem anderen Seminaranbieter  
angeboten wird (Hessisches LAG, Beschl. v. 4.11.2013 
– 16 TaBVGa 179/13). Der Betriebsrat kann sich zwar 
weiterhin zwischen konkurrierenden Seminarveranstal-
tern entscheiden, jedoch reicht es für die Annahme eines 
Verfügungsgrunds nicht aus, wenn der Betriebsrat eine 
Schulung des von ihm präferierten Seminaranbieters aus 
organisatorischen Gründen nicht besuchen kann (Hes-

sisches LAG, Beschl. v. 4.11.2013 – 16 TaBVGa 179/13; 
BAG, Beschl. v. 15.5.1986 – 6 ABR 74/83).
Kann nicht eindeutig festgestellt werden, ob ein Schu-
lungsanspruch besteht, erfordert der Erlass einer einst-
weiligen Verfügung auf Gewährung eines zeitlich konkret  
fixierten Schulungswunschs folglich einen weitergehen-
den Verfügungsgrund. Dieser Verfügungsgrund muss 
in der Lage sein, die erst im Hauptsacheverfahren end-
gültig aufzuklärende Ungewissheit des infrage stehen-
den Verfügungsanspruchs zu kompensieren. Es muss 
dem Arbeitgeber also, aufgrund der Dringlichkeit des 
Verfügungsgrunds, zumutbar sein, die Schulung zum 
konkreten Zeitpunkt zu ermöglichen sowie die dadurch 
entstehenden Kosten zu übernehmen, selbst wenn ein 
darauf gerichteter Anspruch rückblickend nicht bestand 
(LAG Düsseldorf, Beschl. v. 5.12.2017 – 4 TaBVGa 7/17). 
Für die Praxis bedeutet dies, dass im Einzelfall unter-
sucht werden muss, ob ein weitergehender Verfügungs-
grund besteht. Ansonsten kann der Betriebsrat seinen 
Schulungsanspruch nicht im einstweiligen Rechtsschutz 
durchsetzen. Keineswegs ist die Geltendmachung eines 
Schulungsanspruchs im Wege des einstweiligen Rechts-
schutzes jedoch von vornherein ausgeschlossen (LAG 
Düsseldorf, Beschl. v. 5.12.2017 – 4 TaBVGa 7/17).

2. Verfügungsanspruch
Nicht nur der Verfügungsgrund ist beim einstweiligen 
Rechtsschutz zu berücksichtigen, sondern auch der Ver-
fügungsanspruch. So kann zwar ein Verfügungsgrund 
vorliegen, gleichwohl ist eine Geltendmachung des Schu-
lungsanspruchs nicht möglich, sofern nicht auch ein Ver-
fügungsanspruch gegeben ist.
Will der Betriebsrat einen Schulungsanspruch im Wege 
des einstweiligen Rechtsschutzes geltend machen, darf 
er bspw. bei der Auswahl der Schulungsveranstaltung 
bzw. des Schulungsveranstalters die Kostengesichts-
punkte nicht völlig außer Acht lassen. Selbst wenn der 
Verfügungsgrund vorliegt, kann der Verfügungsanspruch 
entfallen, wenn die Differenzbeträge gegenüber dem 
Angebot des vom Betriebsrat gewählten Veranstalters 
die Grenzen des für den Arbeitgeber Zumutbaren über-
schreiten. Dies ist der Fall, wenn eine derartige Preis-
differenz vorliegt, dass eine selbst zahlende Privatperson  
den günstigeren Anbieter gewählt hätte, wenn nicht 
Sachgründe vorliegen, die ihr den Mehrpreis als hin-
nehmbar erscheinen lassen. Nicht ausreichend ist es 
dabei, wenn die Betriebsratsmitglieder in der Vergan-
genheit bereits ein Seminar des betreffenden Veranstal-
ters besucht haben und sehr zufrieden waren (Hessi-
sches LAG, Beschl. v. 4.11.2013 – 16 TaBVGa 179/13). 
Mithin kann der Betriebsrat bei der Auswahl des Schu-
lungsanbieters die allgemeinen Grundsätze nicht über 
den einstweiligen Rechtsschutz umgehen.

3. Exkurs: Reisekostenvorschuss
Die Geltendmachung eines Reisekostenvorschusses im 
Wege des einstweiligen Rechtsschutzes ist grundsätz-
lich nicht möglich. Schließlich können die Kosten für eine 
nicht nach § 37 Abs. 6 BetrVG erforderliche Teilnahme 
an einer Schulungsveranstaltung nicht nach § 40 Abs. 1 
BetrVG erstattungsfähig sein (Hessisches LAG, Beschl. 
v. 4.11.2013 – 16 TaBVGa 179/13). Darüber hinaus ist 
die Zahlung eines Vorschusses für die Reisekosten nicht 
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Inhalt von § 37 Abs. 6 BetrVG. Ein solcher Anspruch 
kann somit im vornherein nur dann in Betracht kom-
men, wenn im Betrieb des Arbeitgebers eine Reise-
kostenordnung angewendet wird, aus der sich ein der-
artiger Anspruch ergibt (Hessisches LAG, Beschl. v. 
4.11.2013 – 16 TaBVGa 179/13 sowie Beschl. v. 5.8.2013 
– 16 TaBVGa 120/13).

REISE- UND VERPFLEGUNGSKOSTEN

1. Kostengünstigstes (zumutbares)  
Verkehrsmittel
Hinsichtlich der Wahl des Verkehrsmittels, mit welchem 
sich der Betriebsrat bzw. das Betriebsratsmitglied zur 
Schulung begeben will, sind andere Grundsätze als bei 
der Auswahl des Schulungsanbieters anzuwenden. 
Anknüpfungspunkt ist hier das Gebot der vertrauens-
vollen Zusammenarbeit nach § 2 Abs. 1 BetrVG. Anläss-
lich der Kostentragungspflicht des Arbeitgebers nach 
§ 40 Abs. 1 BetrVG ist der Betriebsrat verpflichtet, den 
Arbeitgeber nur mit Kosten zu belasten, die er für ange-
messen halten darf. Dies hat zur Folge, dass der Betriebs-
rat – zumindest hinsichtlich der vom Arbeitgeber zu tra-
genden Reisekosten – grundsätzlich das kostengüns-
tigste noch zumutbare Verkehrsmittel nehmen muss. 
Für den Fall, dass mehrere Mitglieder eines Gremiums 
an einer Schulungsveranstaltung teilnehmen, ist die Bil-
dung von Fahrgemeinschaften in der Regel zumutbar. 
Dies gilt selbst dann, wenn sich ein Betriebsratsmitglied 
dazu entschließt, den privaten Pkw für die Fahrt zur 
Schulung zu nutzen.  

Ausnahmen für die Zumutbarkeit können sich jedoch im 
Wege einer pandemischen Situation und den damit ver-
bundenen Hygiene- oder Abstandsregelungen ergeben. 
Ebenfalls nicht zumutbar ist die Bildung einer Fahr-
gemeinschaft im Einzelfall dann, wenn die begründete 
Besorgnis besteht, dass sich der Mitfahrende aufgrund 
der Fahrgemeinschaft in eine besondere Gefahr begibt. 
In diesem Fall wird jedoch regelmäßig die Frage zu stellen  
sein, ob die Fahrt in getrennten Pkw noch das kosten-
günstigste zumutbare Verkehrsmittel ist oder ob in die-
sen Fällen auf öffentliche Verkehrsmittel zurückgegrif-
fen werden muss.
Fährt ein Betriebsratsmitglied getrennt von der Fahr-
gemeinschaft in einem eigenen Pkw, obwohl ihm die 
Fahrt zusammen mit der Fahrgemeinschaft zuzumuten 
war, entfällt die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers . 

2. Unzumutbare Übernachtungs- und  
Reisekosten
Führen die Reisekosten für eine Schulungsmaßnahme 
nach § 37 Abs. 6 BetrVG zu einer deutlichen Mehrbelas-
tung für den Arbeitgeber, kann er im Einzelfall auf eine 
Inhouse-Schulung verweisen. In diesem Fall muss es sich 
bei der Inhouse-Schulung und der externen Schulung 
jedoch um inhaltsgleiche Seminare handeln. Zudem dür-
fen auch keine gewichtigen Interessen des Betriebsrats 
entgegenstehen. Die unzumutbare Mehrbelastung ist 
im Einzelfall festzustellen, kann jedoch bspw. dann vor-
liegen, wenn die Übernachtungs- und Reisekosten über 
70 % der Gesamtkosten ausmachen. 

3. Nachweispflicht über erstattungsfähige 
Kosten
Anlässlich der Reiskostenabrechnungen treffen den 
Betriebsrat auch gewisse Pflichten. So muss der Betriebs-
rat bzw. der Schulungsteilnehmer die erstattungsfähigen  
Kosten ausreichend nachweisen. Diese materiell-recht-
liche Nachweispflicht ergibt sich aus dem Rechtsgedanken  
des § 666 BGB. Ist es dem Betriebsrat bzw. den Schu-
lungsteilnehmern nicht möglich, ausreichenden Nach-
weise über die erstattungsfähigen Kosten vorzulegen 
oder will er diesbezüglich keine Nachweise erbringen, 
kann der Arbeitgeber die Kostentragung in diesem Fall 
verweigern.  
Soweit der Arbeitgeber nach § 40 Abs. 1 i. V. m. § 37 
Abs. 6 BetrVG die Kosten von Schulungs- und Bildungs-
veranstaltungen zu tragen hat, trifft ihn diese Pflicht 
nur, wenn der Betriebsrat die tatsächlich entstandenen 
Schulungskosten – hierzu gehören auch die Reisekosten  
– im Einzelnen nachweisen und abrechnen kann. Die 
Nachweispflicht und jene zur Abrechnung umfasst dabei 
auch die Verpflichtung, ein vom Arbeitgeber vorgege-
benes Abrechnungssystem zu verwenden. Allerdings 
nur soweit sich die Nutzung dieses Abrechnungssys-
tems im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren bewegt. 
Zweifellos gehören die Vorgabe von Formularen oder 
Eingabemasken sowie die entsprechende Anlegung der 
Rechnungen in einem EDV-System zu den noch zumut-
baren Vorgaben. 
Die Grenze des Zumutbaren ist jedoch überschritten, 
soweit das Einpflegen der Rechnung in das Abrechnungs-
system unangemessen viel Zeit in Anspruch nimmt oder 
dem Betriebsrat der entsprechende Zugriff auf das 
Abrechnungssystem erschwert wird.

FAZIT

Der Gesetzgeber räumt dem Betriebsrat nach § 37 Abs. 6 
BetrVG das Recht ein, seine Mitglieder für alle Bereiche 
seiner Tätigkeit auf Schulungsveranstaltungen zu ent-
senden. Insofern steht ihm ein durchaus weiter Ermes-
sensspielraum zu, der pflichtgemäß auszuführen ist. 
So werden in der Praxis insbesondere Schulungsansprü-
che dann scheitern, wenn es zu fehlerhaften und somit 
rechtsunwirksamen Entsendebeschlüssen kommt oder 
der Betriebsrat eine unzureichende Begründung für die 
Teilnahme an einer Schulungsveranstaltung darlegt. 
Arbeitgeber können einer beabsichtigten Schulung im 
Bereich der Spezialseminare grundsätzlich eher entgegen-
treten als im Bereich der Grundlagenschulungen. 
Das mit der Beantwortung der Frage der Erforderlich-
keit einhergehende Risiko der Kostentragung, insbeson-
dere prozessualer Natur, muss stets abgewogen werden . 
Es empfiehlt sich aus anwaltlicher Sicht, früh mit dem 
Betriebsrat in Kommunikation zu treten, um eine kon-
sensfähige Lösung für das Thema der Betriebsratsschu-
lungen zu erreichen, denn meist geht mit der Verwei-
gerung von Schulungskosten einher, dass Folgestreitig-
keiten zwischen den Betriebsparteien entstehen. Diese 
gilt es zu verhindern.  Dr. Dominic Gottier, LL. M. 
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BEACHTUNG DATENSCHUTZRECHTLICHER 
GRUNDSÄTZE DER BR-ARBEIT

Der neu geschaffene § 79a Satz 1 BetrVG bestimmt, dass 
der Betriebsrat bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten die Vorschriften über den Datenschutz ein-
zuhalten hat. Soweit der Betriebsrat zur Erfüllung der 
in seiner Zuständigkeit liegenden Aufgaben personen-
bezogene Daten verarbeitet, ist nach § 79 Satz 2 BetrVG 
der Arbeitgeber der für die Verarbeitung Verantwort-
liche im Sinne der datenschutzrechtlichen Vorschriften. 
Der Begründung des Referentenentwurfs des Betriebs-
rätemodernisierungsgesetzes ist zu entnehmen, dass 
dies „sachgerecht sei, da der Betriebsrat keine nach 
außen rechtlich verselbstständigte Institution ist“, son-
dern bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
als institutionell unselbstständiger Teil des Arbeitgebers 
agiert. Der Verantwortliche ist es, der die Einhaltung 
der in Art. 5 Abs. 1 DSGVO verankerten Grundsätze der 
Datenverarbeitung zu gewährleisten hat und der die 
hierfür notwendigen Maßnahmen ergreifen muss (Art. 24 
Abs. 1 DSGVO). Von ihm kann die betroffene Person 
Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Sperrung ihrer 
Daten verlangen (Art. 12–21 DSGVO). Er ist es auch, den 
behördliche Abhilfemaßnahmen treffen (Art. 58 DSGVO) 
und gegen den Bußgelder (Art. 83 DSGVO, § 41 Abs. 1 
BDSG) verhängt werden können. 
Hinsichtlich der durch den Betriebsrat zu treffenden 
datenschutzrechtlichen Vorkehrungen sah das BAG schon 
bisher ausdrücklich vor, dass hierzu „Maßnahmen zur 
Datensicherheit wie das zuverlässige Sicherstellen des 
Verschlusses der Daten, die Gewähr begrenzter Zugriffs-
möglichkeiten oder deren Beschränkung auf einzelne 
Betriebsratsmitglieder sowie die Datenlöschung nach 
Beendigung der Überwachungsaufgabe gehören“. Könne 
der Betriebsrat diese Vorkehrungen nicht gewährleis-
ten oder seien diese unzulänglich, so deutete es das 
BAG vor dem Hintergrund der Übermittlung der Namen 
schwangerer Arbeitnehmerinnen an, „schließt [es] den 

streitbefangenen Anspruch [des Betriebsrats auf Infor-
mation durch den Arbeitgeber] aus“. Demnach könne 
der Betriebsrat „die Übersendung von Informationen 
nicht verlangen“. Mangelnder Datenschutz im Betriebs-
rat führt somit zu einem Leistungsverweigerungsrecht. 
Das arbeitsrechtliche Risiko bestimmter individualrecht-
licher Vorgänge trägt jedoch zumeist der Arbeitgeber, 
insbesondere bei kurzfristigen personellen Einzelmaßnah-
men (vgl. etwa § 102 BetrVG). Erst in einem darauffol-
genden arbeitsgerichtlichen Verfahren wird sich i. d. R. 
klären lassen, ob die „Übermittlung der Informationen 
daher verweigert werden durfte“ (BAG, Beschl. v. 
9.4.2019 – 1 ABR 51/17, AuA 2/21, S. 57). 
Dies führt zu der Frage der bestehenden Einflussmöglich-
keiten des Arbeitgebers. So wäre es angesichts seiner 
alleinigen Verantwortlichkeit sicherlich konsequent, wenn 
der Arbeitgeber bestimmte Einflussnahme auf den 
Betriebsrat hinsichtlich dessen Datenverarbeitung neh-
men kann (Schulze, Entwurf des Betriebsrätemoderni-
sierungsgesetzes, in: ArbRAktuell 2021, S. 211). Mit Blick 
auf die Unabhängigkeit des Betriebsrats und dessen 
Stellung als weisungsfreier gesetzlicher Interessenvertre-
ter der Arbeitnehmer scheiden solche Anweisungen 
zumeist aus. 
Der Arbeitgeber wird aber im Rahmen des § 79a Satz 3 
BetrVG vom Betriebsrat detaillierte Auskunft über die 
verarbeiteten Daten des Gremiums verlangen dürfen und 
insbesondere Fragen stellen dürfen, wie der Betriebs-
rat den Grundsatz der Datenminimierung in seiner 
Amtstätigkeit umsetzt.

RECHTSCHUTZMÖGLICHKEITEN  
DER ARBEITGEBERSEITE

Ein gesetzlich durchsetzbarer Anspruch auf Unterlassung  
„betriebsverfassungswidrigen Verhaltens des Betriebs-
rats“ wird von den Arbeitsgerichten nicht (mehr) aner-
kannt (BAG, Beschl. v. 28.5.2014 – 7 ABR 36/12). Letzt-

Welche Verantwortung hat der Arbeitgeber?

Betriebsrat und 
Datenschutz 
Am 18. Juni 2021 ist das Betriebsrätemodernisierungsgesetz in Kraft getreten.  
Ziel ist u. a. die Regelung der datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen  
sowie die Normierung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit im Betrieb. 
Welche Möglichkeiten gebieten sich auf Arbeitgeberseite, wenn es um die Frage  
der Datenverarbeitung betroffener Arbeitnehmer seitens des Betriebsrats geht? 
Welche Pflichten obliegen dem Betriebsrat hierbei und kann er in die datenschutz-
rechtliche „Verantwortlichkeit“ gezogen werden? 
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lich ebnet § 79a Satz 3 BetrVG dem Arbeitgeber nach 
hier vertretener Auffassung zumindest ein einstweiliges 
Auskunftsrecht gegenüber dem Betriebsrat. Es emp-
fiehlt sich als Arbeitgeber ergänzend zu diesem Anspruch, 
einen einstweiligen Unterlassungsanspruch gegenüber 
dem Betriebsrat durchzusetzen. In Anbetracht der neu-
esten Entwicklung der datenschutzrechtlichen Praxis 
und des Ausspruchs einer Geldbuße durch den LfD Nie-
dersachsen i. H. v. 10,4 Millionen Euro für unzulässige 
Datenerhebung, kann arbeitgeberseitig zumindest ein 
Verfügungsgrund im Eilverfahren regelmäßig begründet  
werden.
Im Streitfall der Datenschutzkonformität des Handelns 
des Betriebsrats sind grundsätzlich die Instrumente zur 
Streitbeilegung des BetrVG, insbesondere das Einigungs-
stellenverfahren nach § 76 BetrVG vorrangig heran-
zuziehen. Naheliegend wäre hierbei ein freiwilliges Ver-
fahren, da die Einigungsstelle „über alle denkbaren Mei-
nungsverschiedenheiten der Betriebspartner entscheiden 
[kann], vorausgesetzt dass die Parteien über den Streit-
gegenstand dispositionsbefugt sind“ (Besgen, in: BeckOK 
ArbR, BetrVG, § 1, Rn. 51). Problematisch ist allerdings, 
dass solange das Einigungsstellenverfahren nicht durch 
Spruch beendet ist, der rechtswidrige Zustand ausge-
löst durch den Betriebsrat aufrechterhalten bleibt. 
Eine Missachtung dieser betriebsverfassungsrechtlichen 
Pflicht der Unterstützung des Arbeitgebers durch den 
Betriebsrat oder einzelne seiner Mitglieder birgt für den 
Arbeitgeber die Möglichkeit der Einleitung eines 
Beschlussverfahrens. Im Rahmen des Beschlussverfah-
rens kann der Arbeitgeber sodann gerichtlich die Auf-
lösung des Betriebsrats bzw. den Ausschluss einzelner 
Mitglieder aus dem Betriebsrat geltend machen (Fitting, 
BetrVG Kommentar, 31. Aufl. 2022, § 79a, Rn. 43).

AUSKUNFTSERSUCHEN  
NACH ART. 15 DSGVO

Ebenso ungeklärt ist bislang, inwiefern der Arbeitgeber 
das arbeitnehmerseitige Auskunftsersuchen nach Art. 15 
DSGVO rechtmäßig erfüllen soll, sofern der Betriebsrat 
Daten der betroffenen Person verarbeitet hat. Die Pro-
blematik hat der Gesetzgeber zumindest erkannt und 
im Wege der gegenseitigen Unterstützungspflicht nach 
§ 79a Satz 3 zu lösen versucht. So ergibt sich aus der 
Begründung des Gesetzentwurfs, dass „auch bei den 
datenschutzrechtlichen Auskunftsrechten nach Art. 15 
DSGVO […] der Arbeitgeber, wenn der Auskunfts-
anspruch sich auf die durch den Betriebsrat verarbeite-
ten Daten bezieht, auf die Unterstützung durch den 
Betriebsrat angewiesen [ist]“ (BT-Drs. 19/28899, S. 22). 
Sollte der Betriebsrat im Falle eines Auskunftsbegehrens  
nicht kooperieren und seiner Unterstützungspflicht nach-
kommen, so wird sicherlich ein arbeitsgerichtliches einst-
weiliges Beschlussverfahren in Betracht kommen, in wel-
chem der Arbeitgeber die Auskunftserteilung durch den 
Betriebsrat beantragt. In Betracht kommt bei vorsätz-
lichen Verstößen zudem ein Amtsenthebungsverfahren 
nach § 23 Abs. 1 BetrVG.
Mit Blick auf die Vertraulichkeit der Betriebsratstätig-
keit besteht die Problematik darin, dass der Betriebsrat 
an Auskunftspflichten des Arbeitgebers mitwirken muss, 

die seine Datenverarbeitungen betreffen, wobei ein rei-
ner Zwang zur Offenlegung eine effektive Belegschafts-
interessenvertretung beeinträchtigen könnte. Die Bri-
sanz der Auskunftsersuchen nach Art. 15 DSGVO besteht 
umso mehr, da die Auskunft arbeitsgerichtlich geltend 
gemacht werden kann und i. d. R. die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der zu erteilenden Auskunft an Eides 
statt zu versichern ist. Auch die Vollstreckung des aus-
geurteilten Auskunftsanspruchs vollzieht sich durch 
Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung, welche sogar 
im Wege eines Zwangsgeldes, ersatzweise Zwangshaft 
durchgesetzt wird. Zudem ist Schadensersatz möglich.
Daher ist auch in diesem Bereich den Arbeitgebern und 
Betriebsräten ein koordinierter Umgang zu raten. So 
sollten vorab Cluster und Vorgehensweisen bei Aus-
kunftsersuchen abgestimmt werden. Auch in diesem 
Fall bietet sich eine Flankierung der bereits regulatorisch  
vorgegebenen Auskunft durch eine Betriebsvereinbarung  
an.

MASSSTAB DES DATENSCHUTZES  
FÜR DEN BETRIEBSRAT 

Der frühere Grundsatz der Datensparsamkeit des BDSG 
wurde in Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO zum Grundsatz der 
Datenminimierung erweitert. Die Datenverarbeitung 
muss hiernach für den verfolgten Zweck nicht nur erheb-
lich, sondern auch erforderlich und angemessen sein. © apinan/stock.adobe.com
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Folglich sind Art, Umfang und Dauer der Verarbeitung 
bestenfalls mithilfe von Technikgestaltung zu begren-
zen (vgl. Art. 25 Abs. 1 DSGVO). Darüber hinaus sind 
stets datenschutzfreundliche Voreinstellungen zu wäh-
len (vgl. Art. 25 Abs. 2 DSGVO). Dies gilt auch für den 
Betriebsrat. 
Es dürfen zu jedem Zeitpunkt nur diejenigen Daten ver-
arbeitet werden, die für die Erfüllung des konkreten 
Zwecks im Einzelfall für die verarbeitende Stelle unver-
zichtbar sind. Es sollte demnach zunächst im Rahmen 
einer arbeitgeberseitigen Prüfung hinterfragt werden, 
weshalb das Betriebsratsgremium überhaupt Beschäf-
tigtendaten erhebt und inwiefern Speichervorgänge im 
Gremium ausgelöst werden. Der Betriebsrat ist seit Ein-
führung des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes, durch 
§ 79a BetrVG, schließlich verpflichtet, den Arbeitgeber 
bei der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zu unterstützen.
Der Grundsatz der Speicherbegrenzung in Art. 5 Abs. 1 
lit. e DSGVO stellt in zeitlicher Hinsicht eine spezielle 
Ausprägung des Grundsatzes der Datenminimierung dar. 
Dabei sind die gespeicherten Daten weder unrichtig 
geworden noch ist der ursprüngliche Zweck vollständig 
entfallen, dennoch hat sich die Schutzwürdigkeit der 
Verarbeitungsvorgänge im Laufe der Zeit gewissermaßen  
abgeschwächt. In der Konsequenz muss die verarbei-
tende Stelle in regelmäßigen Abständen selbstständig 
die Zweckerreichung im Verhältnis zum Betroffenen-
interesse überprüfen, um die Daten weiterhin speichern 
zu dürfen. Ausnahmen bestehen lediglich für die in Art. 5 
Abs. 1 lit. e Halbsatz 2 DSGVO genannten Zwecke nach 
Maßgabe des Art. 89 Abs. 1 DSGVO: Archivzwecke, wis-
senschaftliche oder historische Forschungszwecke sowie 
statistische Zwecke (Leeb/Liebhaber, Grundlagen des 
Datenschutzrechts, in: JuS 2018, S. 534).
Die Zweckbindung der verarbeiteten Daten wird in Art. 5 
Abs. 1 lit. b DSGVO legaldefiniert. Danach darf die Daten-
verarbeitung nur im Rahmen eines festgelegten, ein-
deutigen und legitimen Zwecks erfolgen. Somit scheidet  
insbesondere eine Verarbeitung für noch unbekannte 
Zwecke „auf Vorrat“ aus. Bei der Datenverarbeitung ist 
der ursprüngliche Zweck der Verarbeitung restriktiv aus-
zulegen. Allgemeine und nicht näher konkretisierte 
Zweckbestimmungen von Verarbeitungsvorgängen wie 
z. B. „Verbesserung des Nutzererlebnisses“ oder „IT-
Sicherheit“ sind damit regelmäßig unvereinbar, egal wel-
che Betriebspartei diese Daten erhebt. 

UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT  
NACH § 79A SATZ 3 BETRVG

Nach § 79a Satz 3 BetrVG wird eine gegenseitige Unter-
stützungspflicht von Arbeitgeber und Betriebsrat bei 
der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften 
angeordnet.
Das Gesetz lehnt zwar eine eigenständige datenschutz-
rechtliche Verantwortlichkeit des Betriebsrats ab, begrün-
det jedoch eine gemeinsame Verantwortung von 
Betriebsrat und Arbeitgeber, indem § 79a Satz 3 BetrVG 
Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichtet, sich gegensei-
tig bei der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften zu unterstützen (Fitting, a. a. O., § 79a, Rn. 38). 

Sinn und Zweck der beiderseitigen Unterstützungspflicht 
ist einerseits die datenschutzrechtliche Verantwortlich-
keit des Arbeitgebers und andererseits die innerorgani-
satorische Selbständigkeit und Weisungsfreiheit des 
Betriebsrats (BT-Drs. 19/28899, S. 22). Die unselbststän-
dige Stellung des Betriebsrats wird nicht tangiert, aller-
dings wird  ihm jedoch zumindest im Innenverhältnis 
zum Arbeitgeber eine gewisse Verantwortung zugewie-
sen (Thüsing, in: Richardi, BetrVG, 17. Aufl. 2022, § 79a, 
Rn. 11).

INHALT DER UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT 
DES BETRIEBSRATS

Die beiderseitige Unterstützungspflicht der Betriebs-
parteien geht über das Gebot der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit nach § 2 Abs. 1 BetrVG hinaus (Fitting, 
a. a. O., § 79a, Rn. 39). Den Betriebsparteien obliegt es 
weiterhin selbst, ob und in welchem Rahmen sie perso-
nenbezogene Daten verarbeiten. Sie sind somit grund-
sätzlich frei in ihren Entscheidungen. Damit wird die 
betriebsverfassungsrechtliche Unabhängigkeit des 
Betriebsrats auch in datenschutzrechtlicher Hinsicht im 
Grundsatz gewahrt. 
Um jedoch die durch § 79a Satz 3 BetrVG angeordnete 
Unterstützungspflicht nicht leerlaufen zu lassen, muss 
man in ihr zumindest eine partielle Einschränkung der 
dem Betriebsrat durch das BetrVG gewährten Unabhän-
gigkeit sehen. 
Da die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
den Betriebsrat aber unter Geltung der DSGVO ohne-
hin der Überwachung durch den betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten unterliegt, möchte der Gesetzgeber  
mit § 79a Satz 3 BetrVG erkennbar darüber hinausgehen  
und dem Arbeitgeber eine eigenständige Ko ntroll-
möglichkeit einräumen. 
Daraus ergibt sich Folgendes: Der Arbeitgeber kann das 
Verhalten des Betriebsrats nicht beeinflussen. Die Unter-
stützungspflicht fordert allerdings eine informationelle 
Transparenz im Hinblick auf die durch den Betriebsrat 
vorgenommenen Datenverarbeitungen. Konkrete Unter-
stützungspflichten sind dabei nicht normiert. Es ist daher 
zu empfehlen, konkrete Vorgehensweisen oder Melde- 
und Informationswege im Wege einer Betriebsverein-
barung zu regeln (Brink/Joos, Datenschutzrechtliche Fol-
gen für den Betriebsrat nach dem Betriebsrätemoder-
nisierungsgesetz, in: NZA 2021, S. 1440).

WELCHE INFORMATIONEN  
MUSS DER BETRIEBSRAT PREISGEBEN?

Der Betriebsrat muss dem Arbeitgeber diejenigen Infor-
mationen zur Verfügung stellen, die der Arbeitgeber 
benötigt, um zu beurteilen, ob der Betriebsrat daten-
schutzkonform handelt. Der Arbeitgeber muss in die 
Lage versetzt werden, kontrollieren zu können, ob der 
Betriebsrat die Vorgaben des Datenschutzrechts ein-
hält.
Der Betriebsrat hat innerhalb seines Zuständigkeits-
bereichs eigenverantwortlich die Umsetzung technischer 
und organisatorischer Maßnahmen zur Gewährleistung 
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Folglich sind Art, Umfang und Dauer der Verarbeitung 
bestenfalls mithilfe von Technikgestaltung zu begren-
zen (vgl. Art. 25 Abs. 1 DSGVO). Darüber hinaus sind 
stets datenschutzfreundliche Voreinstellungen zu wäh-
len (vgl. Art. 25 Abs. 2 DSGVO). Dies gilt auch für den 
Betriebsrat. 
Es dürfen zu jedem Zeitpunkt nur diejenigen Daten ver-
arbeitet werden, die für die Erfüllung des konkreten 
Zwecks im Einzelfall für die verarbeitende Stelle unver-
zichtbar sind. Es sollte demnach zunächst im Rahmen 
einer arbeitgeberseitigen Prüfung hinterfragt werden, 
weshalb das Betriebsratsgremium überhaupt Beschäf-
tigtendaten erhebt und inwiefern Speichervorgänge im 
Gremium ausgelöst werden. Der Betriebsrat ist seit Ein-
führung des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes, durch 
§ 79a BetrVG, schließlich verpflichtet, den Arbeitgeber 
bei der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zu unterstützen.
Der Grundsatz der Speicherbegrenzung in Art. 5 Abs. 1 
lit. e DSGVO stellt in zeitlicher Hinsicht eine spezielle 
Ausprägung des Grundsatzes der Datenminimierung dar. 
Dabei sind die gespeicherten Daten weder unrichtig 
geworden noch ist der ursprüngliche Zweck vollständig 
entfallen, dennoch hat sich die Schutzwürdigkeit der 
Verarbeitungsvorgänge im Laufe der Zeit gewissermaßen  
abgeschwächt. In der Konsequenz muss die verarbei-
tende Stelle in regelmäßigen Abständen selbstständig 
die Zweckerreichung im Verhältnis zum Betroffenen-
interesse überprüfen, um die Daten weiterhin speichern 
zu dürfen. Ausnahmen bestehen lediglich für die in Art. 5 
Abs. 1 lit. e Halbsatz 2 DSGVO genannten Zwecke nach 
Maßgabe des Art. 89 Abs. 1 DSGVO: Archivzwecke, wis-
senschaftliche oder historische Forschungszwecke sowie 
statistische Zwecke (Leeb/Liebhaber, Grundlagen des 
Datenschutzrechts, in: JuS 2018, S. 534).
Die Zweckbindung der verarbeiteten Daten wird in Art. 5 
Abs. 1 lit. b DSGVO legaldefiniert. Danach darf die Daten-
verarbeitung nur im Rahmen eines festgelegten, ein-
deutigen und legitimen Zwecks erfolgen. Somit scheidet  
insbesondere eine Verarbeitung für noch unbekannte 
Zwecke „auf Vorrat“ aus. Bei der Datenverarbeitung ist 
der ursprüngliche Zweck der Verarbeitung restriktiv aus-
zulegen. Allgemeine und nicht näher konkretisierte 
Zweckbestimmungen von Verarbeitungsvorgängen wie 
z. B. „Verbesserung des Nutzererlebnisses“ oder „IT-
Sicherheit“ sind damit regelmäßig unvereinbar, egal wel-
che Betriebspartei diese Daten erhebt. 

UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT  
NACH § 79A SATZ 3 BETRVG

Nach § 79a Satz 3 BetrVG wird eine gegenseitige Unter-
stützungspflicht von Arbeitgeber und Betriebsrat bei 
der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften 
angeordnet.
Das Gesetz lehnt zwar eine eigenständige datenschutz-
rechtliche Verantwortlichkeit des Betriebsrats ab, begrün-
det jedoch eine gemeinsame Verantwortung von 
Betriebsrat und Arbeitgeber, indem § 79a Satz 3 BetrVG 
Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichtet, sich gegensei-
tig bei der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften zu unterstützen (Fitting, a. a. O., § 79a, Rn. 38). 

Sinn und Zweck der beiderseitigen Unterstützungspflicht 
ist einerseits die datenschutzrechtliche Verantwortlich-
keit des Arbeitgebers und andererseits die innerorgani-
satorische Selbständigkeit und Weisungsfreiheit des 
Betriebsrats (BT-Drs. 19/28899, S. 22). Die unselbststän-
dige Stellung des Betriebsrats wird nicht tangiert, aller-
dings wird  ihm jedoch zumindest im Innenverhältnis 
zum Arbeitgeber eine gewisse Verantwortung zugewie-
sen (Thüsing, in: Richardi, BetrVG, 17. Aufl. 2022, § 79a, 
Rn. 11).

INHALT DER UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT 
DES BETRIEBSRATS

Die beiderseitige Unterstützungspflicht der Betriebs-
parteien geht über das Gebot der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit nach § 2 Abs. 1 BetrVG hinaus (Fitting, 
a. a. O., § 79a, Rn. 39). Den Betriebsparteien obliegt es 
weiterhin selbst, ob und in welchem Rahmen sie perso-
nenbezogene Daten verarbeiten. Sie sind somit grund-
sätzlich frei in ihren Entscheidungen. Damit wird die 
betriebsverfassungsrechtliche Unabhängigkeit des 
Betriebsrats auch in datenschutzrechtlicher Hinsicht im 
Grundsatz gewahrt. 
Um jedoch die durch § 79a Satz 3 BetrVG angeordnete 
Unterstützungspflicht nicht leerlaufen zu lassen, muss 
man in ihr zumindest eine partielle Einschränkung der 
dem Betriebsrat durch das BetrVG gewährten Unabhän-
gigkeit sehen. 
Da die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
den Betriebsrat aber unter Geltung der DSGVO ohne-
hin der Überwachung durch den betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten unterliegt, möchte der Gesetzgeber  
mit § 79a Satz 3 BetrVG erkennbar darüber hinausgehen  
und dem Arbeitgeber eine eigenständige Ko ntroll-
möglichkeit einräumen. 
Daraus ergibt sich Folgendes: Der Arbeitgeber kann das 
Verhalten des Betriebsrats nicht beeinflussen. Die Unter-
stützungspflicht fordert allerdings eine informationelle 
Transparenz im Hinblick auf die durch den Betriebsrat 
vorgenommenen Datenverarbeitungen. Konkrete Unter-
stützungspflichten sind dabei nicht normiert. Es ist daher 
zu empfehlen, konkrete Vorgehensweisen oder Melde- 
und Informationswege im Wege einer Betriebsverein-
barung zu regeln (Brink/Joos, Datenschutzrechtliche Fol-
gen für den Betriebsrat nach dem Betriebsrätemoder-
nisierungsgesetz, in: NZA 2021, S. 1440).

WELCHE INFORMATIONEN  
MUSS DER BETRIEBSRAT PREISGEBEN?

Der Betriebsrat muss dem Arbeitgeber diejenigen Infor-
mationen zur Verfügung stellen, die der Arbeitgeber 
benötigt, um zu beurteilen, ob der Betriebsrat daten-
schutzkonform handelt. Der Arbeitgeber muss in die 
Lage versetzt werden, kontrollieren zu können, ob der 
Betriebsrat die Vorgaben des Datenschutzrechts ein-
hält.
Der Betriebsrat hat innerhalb seines Zuständigkeits-
bereichs eigenverantwortlich die Umsetzung technischer 
und organisatorischer Maßnahmen zur Gewährleistung 
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der Datensicherheit i. S. d. Art. 24 und 32 DSGVO sicher-
zustellen. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
agiert der Betriebsrat als institutionell unselbstständiger  
Teil des für die Einhaltung des Datenschutzes verant-
wortlichen Arbeitgebers. Bei der Verarbeitung personen-
bezogener, teils sensibler Beschäftigtendaten hat auch 
der Betriebsrat die datenschutzrechtlichen Vorschriften 
einzuhalten. Diese ergeben sich bekanntermaßen ins-
besondere aus der DSGVO und dem BDSG (BT-Drs. 
19/28899, S. 22).
Der Betriebsrat wird also darlegen müssen, zur Erfül-
lung welcher konkreten betriebsverfassungsrechtlichen 
Aufgaben er bestimmte Informationen vom Arbeitgeber  
benötigt und auf welche Art und Weise er die personen-
bezogenen Daten der Beschäftigten weiterverarbeitet. 
Daher sind Arbeitgeber und Betriebsrat bei der Erfül-
lung der datenschutzrechtlichen Pflichten in vielfacher 
Weise auf gegenseitige Unterstützung angewiesen: So 
hat der Betriebsrat z. B. keine Pflicht, ein eigenes Ver-
zeichnis von Verarbeitungstätigkeiten (Art. 30 DSGVO) 
zu führen, allerdings muss das Verarbeitungsverzeich-
nis des Arbeitgebers auch die Verarbeitungstätigkeiten 
des Betriebsrats enthalten.
Auch bei den datenschutzrechtlichen Auskunftsrechten 
(Art. 15 DSGVO) ist der Arbeitgeber, wenn der Auskunfts-
anspruch sich auf die durch den Betriebsrat verarbeite-
ten Daten bezieht, auf die Unterstützung durch den 
Betriebsrat angewiesen (BT-Drs. 19/28899, S. 22).

UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT VS. 
VERSCHWIEGENHEITSPFLICHT

Eine Unterstützung des Arbeitgebers bei der Erfüllung 
seiner Pflichten als Verantwortlicher i. S. v. Art. 4 Nr. 7 
DSGVO durch den Betriebsrat muss insbesondere die 
Verschwiegenheitspflichten des Letzteren achten. Unab-
hängig von den im BetrVG enthaltenen speziellen Ver-
schwiegenheitspflichten, z. B. nach § 99 Abs. 1 Satz 3 
BetrVG, ist der Betriebsrat über § 75 BetrVG und § 80 
Abs. 1 Nr. 1 BetrVG auch allgemein zum Persönlichkeits-
schutz in Gestalt des Stillschweigens über vertrauliche 
personenbezogene Beschäftigtendaten verpflichtet.
Auf Seiten des Arbeitgebers folgt aus der Unterstüt-
zungspflicht in erster Linie die Pflicht, dem Betriebsrat 
im Rahmen von § 40 Abs. 2 BetrVG die für die recht-
mäßige Verarbeitung personenbezogener Daten erfor-
derlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen und nach 
§ 40 Abs. 1 BetrVG die insofern erforderlichen Kosten 
zu tragen (Kania, in: ErfK, 22. Aufl. 2022, § 79a, Rn. 2). 
Eine Unterstützungspflicht ergibt sich ferner aus § 2 
Abs. 1 i. V. m. § 74 BetrVG.
Richtet der Betroffene im Außenverhältnis einen Aus-
kunftsanspruch gegen den Arbeitgeber, so wird der 
Betriebsrat nach der Konzeption des Gesetzgebers ver-
pflichtet sein, dem Arbeitgeber diejenigen Informatio-
nen zur Verfügung zu stellen, die dieser benötigt, um 
den Auskunftsanspruch des betroffenen Arbeitnehmers 
erfüllen zu können (Thüsing, a. a. O., § 79a, Rn. 13). 
Schon hier können sich jedoch Probleme ergeben, da 
dies dazu führen kann, dass der Arbeitgeber gegen den 
Willen des Betroffenen von dessen vorangegangener 
Kontaktaufnahme zum Betriebsrat und dem Gegenstand 

der Kommunikation Kenntnis erhält, sodass der Betrof-
fene allein aus diesem Grund von der Ausübung der ihm 
zustehenden Auskunftsrechte absehen könnte. Dieser 
Konflikt kann nur durch entsprechende technisch-orga-
nisatorische Maßnahmen bei der Informationsweiter-
gabe – wie bspw. der mit einer Aufforderung zur Aus-
kunftserteilung verbundenen Weiterleitung des Aus-
kunftsersuchens an den Betriebsrat, der dann unmittelbar  
den Informationsanspruch des Anfragenden erfüllt – 
vermieden werden.
Möglich ist etwa, dass der Arbeitgeber eingehende Aus-
kunftsersuchen an den Betriebsrat weiterleitet, verbun-
den mit der Aufforderung zur Auskunftserteilung unmit-
telbar gegenüber dem Anfragenden, sofern der Betriebs-
rat personenbezogene Daten über diesen verarbeitet. 
Denkbar erscheint auch, dass der Arbeitgeber den Anfra-
genden im Hinblick auf evtl. Datenverarbeitungen beim 
Betriebsrat unmittelbar an diesen verweist.
Wird etwa beim Arbeitgeber ein Auskunftsbegehren 
nach Art. 15 DSGVO geltend gemacht, so würde sich 
dieses nach der geplanten Regelung auch auf beim 
Betriebsrat verarbeitete Daten des Beschäftigten bezie-
hen. Dies darf indes nicht dazu führen, dass gegen den 
Willen der betroffenen Person der Arbeitgeber von einer 
Kontaktaufnahme mit dem Betriebsrat und ggf. deren 
Gegenstand Kenntnis erhält. 
Um die Vertraulichkeit der Kontaktaufnahme bzw. 
Kommu nikation mit dem Betriebsrat zu gewährleisten, 
bedarf es entsprechender technisch-organisatorischer 
Maßnahmen.

FAZIT

Um Streitigkeiten zu vermeiden und der wechselseiti-
gen Unterstützungspflicht nachzukommen, bietet es sich 
für Arbeitgeber und Betriebsrat an, Betriebsvereinba-
rungen hinsichtlich der Zusammenarbeit in datenschutz-
rechtlichen Angelegenheiten zu schaffen. Soweit es daran 
anknüpfend zu Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat kommt, wird schließlich auch die Einigungs-
stelle den Grundsatz der wechselseitigen Unterstützung 
beachten müssen (Thüsing, a. a. O., § 79a, Rn. 14). 
Um den Anforderungen des § 79a BetrVG sowie den all-
gemeinen datenschutzrechtlichen Anforderungen nach-
kommen zu können, empfiehlt sich der Abschluss einer 
Betriebsvereinbarung oder die Anwendung einer Richt-
linie zwischen dem Arbeitgeber als Verantwortlichen 
sowie dem Betriebsrat hinsichtlich der datenschutzrecht-
lichen Zusammenarbeit. Hierbei sollten insbesondere 
die Unterstützung bei der Geltendmachung von Betrof-
fenenrechten, die unverzüglichen Meldeverpflichtungen 
im Fall von Datenschutzverletzungen sowie etwaige 
Zuarbeiten hinsichtlich des Verzeichnisses der Verarbei-
tungstätigkeiten geregelt werden. Weiterhin sollten Rege-
lungen aufgenommen werden, welche ein Mindestmaß 
an technischen und organisatorischen Maßnahmen fest-
legen, um die Sicherheit der Verarbeitung durch den 
Betriebsrat zu gewährleisten. 

Dr. Dominic Gottier LL. M.  
Rechtsanwalt, Inhaber des 
Institut GEM, Frankfurt am 
Main
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Kurz gefragt
Sozialplan:  
Muss ein Betriebsrat  
schon bestehen?

Das BAG hat seine bisherige Recht-
sprechung bestätigt und setzt für die 
Aufstellung eines Sozialplans das 
Bestehen  eines Betriebsrats bei der 
Planung  der Betriebsänderung voraus. 
Es genügt nicht, wenn ein Betriebsrat 
erst nach dem Entschluss zur Betriebs-
änderung gegründet wird.  
Über die Einzelheiten haben wir mit  
Dr. Christoph Kurzböck, Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Arbeitsrecht  
bei Rödl & Partner in Nürnberg,  
gesprochen.  

Überrascht Sie der Beschluss des BAG?
Ja und nein. Auf der einen Seite überrascht er 
mich nicht, weil der Entscheidung ein nahezu 
identischer Sachverhalt zugrunde lag wie bereits 
in den Entscheidungen aus den 80er- und 90er-
Jahren. Dadurch konnte der Senat seine bisheri-
gen Argumente aufgreifen und hat diese noch 
mal ausführlich hergeleitet. Auf der anderen Seite 
kann der Beschluss auch überraschen. Zum einen  
gab es eine Entscheidung des LAG Köln (Beschl. 
v. 5.3.2007 – 2 TaBV 10/07), das die Rechtspre-
chung des BAG kritisierte. Die Rechtsprechung 
würde einen Wettlauf zwischen Errichtung eines 
Betriebsrats und raschem Planungsende der Be-
triebsänderung provozieren. Und zum anderen 
zeigt sich durch die Modernisierung des BetrVG 
aus dem Jahre 2021 und einen neuen Referenten-
entwurf des DGB das BetrVG arbeitnehmer-
freundlicher – insbesondere in Hinblick auf Mit-
bestimmungsrechte. Durch die gegenteilige 
Rechtsauffassung und rechtspolitischen Erwä-
gungen war eine Rechtprechungsänderung nicht 
ausgeschlossen.

Was bedeutet das für die Praxis?
Arbeitnehmer, die einem Betrieb ohne Betriebs-
rat angehören, können die Aufstellung eines 
Sozialplans  nur verlangen, wenn dies noch wäh-
rend der Planung einer Betriebsänderung ge-
schieht. Hat der Arbeitgeber hingegen den Ar-
beitnehmern mitgeteilt, dass es zu einer Betriebs-
änderung kommt, hat er seinen Entschluss be-
reits zum Ausdruck gebracht und die Beteili-
gungsrechte der §§ 111 ff. BetrVG finden keine 
Anwen dung. Dies hat zur Konsequenz, dass ein 
Sozial plan nur auf freiwilliger Basis geschlossen 
werden  kann.
Der Arbeitgeber hingegen sollte die Relevanz der 
zeitlichen Komponente bei seiner Mitteilung be-

achten, ohne dabei rechtsmissbräuchlich vor-
zugehen. Besteht kein Betriebsrat, sollte ihm be-
wusst sein, dass eine Mitteilung während der 
Planung einer Betriebsänderung zur Errichtung 
eines Betriebsrats führen kann. Dies hätte zur 
Folge, dass auf Verlangen des Betriebsrats ein 
Sozialplan zu erstellen ist.

Ist ein Sozialplan denn nicht auch im 
Interesse des Arbeitgebers?
Häufig werden bei Betriebsänderungen auch frei-
willig Sozialpläne abgeschlossen. Der Vorteil der 
Sozialpläne ist, dass das Vorgehen und die Kri-
terien durch gemeinsame Verhandlungen fest-
gelegt werden und so die Betriebsänderung in 
der Belegschaft i. d. R. auch zu mehr Akzeptanz 
führt, was selbstverständlich auch im Interesse 
des Arbeitgebers ist. Zudem kann der Arbeitgeber  
die Kosten, die durch die Betriebsänderung auf 
ihn zukommen, besser kalkulieren. Andererseits 
bietet ein Sozialplan immer auch Angriffsfläche 
in Hinblick auf Gleichbehandlungsgrundsatz und 
Diskriminierungsverbote, weshalb ein Sozialplan 
stets kritisch geprüft werden sollte und immer 
ein gewisses Risiko in sich trägt.

Sie sprachen davon, dass der Arbeit-
geber nicht rechtsmissbräuchlich 
handeln darf. 
Damit meine ich, dass der Arbeitgeber nicht aus-
schließlich wegen einer sich anbahnenden Wahl 
eines Betriebsrats eine Betriebsänderung durch-
führen darf oder auch – der praxisnähere Fall – 
eine Wahl nicht künstlich verlängern oder ver-
eiteln darf, um die Betriebsänderung ohne Mit-
bestimmungsrechte durchführen zu können. 

Wie verhält es sich, wenn der Arbeit-
geber während der Planung einer 
Betriebsänderung erfährt, dass ein 
Betriebsrat gewählt werden soll? 
Hier muss der Arbeitgeber keine Angst haben, 
rechtsmissbräuchlich zu agieren, ihn trifft keine 
Pflicht, die Betriebsratswahl abzuwarten. Das 
BAG (Beschl. v. 28.10.1992 – 10 ABR 75/91) sieht 
in dem Grundsatz der verantwortungsvollen Zu-
sammenarbeit der Betriebspartner gem. § 2 Abs. 1 
BetrVG keine Pflicht des Arbeitgebers, seine 
Handlungen und Entscheidungen zeitlich an die 
Betriebsratsgründung anzupassen. Diese Recht-
sprechung könnte aber (in Teilen) in Zukunft 
irrelevant  sein, da ein Referentenentwurf des DGB 
vorliegt, der diesen Fall gesetzlich regeln will.

Was beinhaltet dieser Entwurf konkret?
Eine Vielzahl von Änderungen sind geplant. Re-
levant für die jetzige Thematik ist ein neuer § 113a 
BetrVG, der die Möglichkeit, einen Sozialplan zu 

verlangen, bis auf den Abschluss der Betriebs-
änderung ausdehnt, wenn der Betriebsrat sich 
in Gründung befindet. Ebenso soll der Katalog 
zu den Betriebsänderungen des § 111 BetrVG er-
weitert werden.

Wie stehen Sie zu den geplanten 
Änderungen?
Ich halte die geplante Gesetzesänderungen dann 
für notwendig, wenn die jetzige Rechtsprechung 
des BAG geändert werden soll. Man hat gesehen , 
dass eine andere Rechtsauffassung der Instanz-
gerichte das BAG nicht überzeugt hat, von seiner  
Rechtsprechung abzuweichen. Nichtsdestotrotz 
bin ich der Meinung, dass mit der aktuellen Ge-
setzeslage der Beschluss des BAG richtig war, 
da die § 111 ff. BetrVG eindeutig formuliert sind 
und es keiner Gesetzesänderung aus Klarstel-
lungsgründen bedarf. Auch der Arbeitnehmer 
kennt die Risiken eines Arbeitsverhältnisses bei 
einer betriebsratlosen Arbeitsstätte und weiß, 
dass sein Begehren einer Betriebsratsgründung 
frühzeitig durchgeführt werden muss, ein Be-
triebsrat unabhängig von Betriebsänderungen 
oder anderen Handlungen des Arbeitgebers 
durchgeführt werden kann und auch nach der 
gesetzgeberischen Intention unabhängig sein 
soll.
Möchte man aus rechtspolitischen Gründen einer  
arbeitnehmerfreundlicheren Ausgestaltung auch 
ein Mitbestimmungsrecht während der Gründung 
des Betriebsrats gewähren, halte ich den aktuel-
len Vorschlag für unzureichend. Die Überschrift 
des Entwurfs „Betriebsrat in Gründung“ ist be-
reits verwirrend, sie suggeriert, eine Regelung 
zur Mitbestimmung bei Betriebsänderung zu tref-
fen, wenn der Betriebsrat in Gründung ist. Aller-
dings stellen die Absätze auf das Stadium, in der 
sich die Betriebsänderung befindet, ab und de-
finieren nicht, wann ein Betriebsrat in Gründung 
ist. Demnach wäre zum einen in Zukunft gericht-
lich zu klären, wann ein Betriebsrat in Gründung 
ist, wann „wesentliche Teile“ einer geplanten 
Betriebsänderung umgesetzt sind und ob der Be-
triebsrat sich dann auch noch in Gründung be-
finden darf oder endgültig bestehen muss.

Für wie wahrscheinlich halten Sie eine 
solche Änderung?
Im Koalitionsvertrag hat sich die Ampelregierung 
auf die Agenda gesetzt, insbesondere betriebs-
verfassungsrechtliche Prozesse zu digitalisieren. 
Zwar möchte sie auch Mitbestimmungsrechte 
ausweiten, jedoch nicht im Rahmen der §§ 111 ff. 
BetrVG. Deshalb halte ich eine Änderung aktuell  
für unwahrscheinlich und gehe davon aus, dass 
ohne Gesetzesänderung das BAG bei seiner 
Rechtsauffassung (zu Recht) bleiben wird.
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